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Entwurf eines Gesetzes 

über die Öffnung der gesetzlichen Rentenversicherung 
für Selbständige 

(Antrag der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

a) Für etwa eine Million der drei Millionen Selbständigen in 
der Bundesrepublik ist die Alterssicherung unzureichend 
geregelt. 

b) Viele Pflichtversicherte in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung kommen nicht in den Genuß beitragsloser Zeiten, weil 
sie das nach heutigem Recht gegebene Erfordernis des 
„Pflichtanschlußbeitrags" und der „Halbdeckung" nicht er- 
füllen können. 

B. Lösung 

Zu a) 

Selbständige einschließlich der freien Berufe können bis zu 
zwei Jahren nach Aufnahme der selbständigen Tätigkeit (für 
bereits zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzentwurfs 
Selbständige endet die Frist am 31. Dezember 1973) auf Antrag 
in der gesetzlichen Rentenversicherung zu grundsätzlich glei- 
chen Rechten und Pflichten wie ein Pflichtversicherter versichert 
werden. Die Versicherungspflicht nach anderen gesetzlichen 
Bestimmungen, z. B. für Handwerker und Landwirte bleibt un- 
berührt. Die Beiträge werden nach Maßgabe des Bruttoarbeits- 
einkommens ermittelt und von dem Selbständigen allein ent- 
richtet. In den ersten drei Jahren nach Stellung des Antrags auf 
Versicherungspflicht braucht nur jeden zweiten Monat ein Bei- 
trag entrichtet zu werden. 

Im Gesetzentwurf sind ferner folgende Fragen geregelt; 

Nachentrichtungsmöglichkeit von Beiträgen zur gesetzlichen 
Rentenversicherung für Zeiten einer selbständigen Tätigkeit 
ab 1. Januar 1956 bis 31. Dezember 1972 
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Erleichterung der Anrechnung beitragsloser Zeiten für über 
60jährige nicht mehr erwerbstätige Selbständige 

Errichtung einer „Stiftung für die Alterssicherung älterer 
Selbständiger" 

Die einkommensteuerliche Behandlung der Beiträge der 
Selbständigen zur gesetzlichen Rentenversicherung 

Die Möglichkeit zur Nachversicherung aus dem Beamten- 
verhältnis ausscheidender Personen (Ärzte) in einem landes- 
rechtlich geregelten Versorgungswerk. 

Zu b) 

In Zukunft soll vom Erfordernis des Pflichtanschlußbeitrags zur 
Anrechnung von Ersatz- und Ausfallzeiten bei den Versicher- 
ten abgesehen werden, die die Zeit vom Eintritt in die Ver- 
sicherung bis zum Versicherungsfall zur Hälfte mit Pflichtbei- 
trägen, jedoch nicht unter fünf Jahren, belegt haben (Halb- 
deckung). 

übergangsweise soll zusätzlich das Erfordernis der „Halb- 
deckung" für alle Versicherten dahin gehend erleichtert werden, 
daß die „Halbdeckung" dann als erfüllt gilt, wenn die Zeit vom 
1. Januar 1972 bis zum Versicherungsfall zur Hälfte, jedoch 
mindestens fünf Jahre, mit Pflichtbeiträgen belegt ist. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Belastung des Bundeshaushalts von insgesamt 150 Millionen DM 
für die „Stiftung für die Alterssicherung älterer Selbständiger". 
Die Summe kann im Verlauf mehrerer Haushaltsjahre aufge- 
bracht werden. 

Die gesetzliche Rentenversicherung wird in den nächsten 15 
Jahren nicht belastet. Durch die Maßnahmen zu B. a) entstehen 
Überschüsse von jährlich zwischen 1 bis 3 Milliarden DM. Die 
Maßnahmen zu B. b) verursachen Aufwendungen von rd. 350 
Millionen DM im Jahr 1972. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Öffnung der Rentenversicherung für Selbständige 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

§ 1 

Die Reichsversicherungsordnung in der bei In- 
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung wird 
wie folgt geändert und ergänzt; 

1. § 1227 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird nach Nummer 8 eingefügt: 
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tragsteiler oder die antragsteliende Stelle 
ihren Wohnsitz oder Sitz hat." 

d) Nach Satz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Versicherungspflicht nach Satz 1 Nr. 9 
beginnt mit dem Beginn des Kalendermonats, 
in dem der Antrag gestellt wird, frühestens 
jedoch mit dem Kalendermonat, in dem die 
Voraussetzungen für die Versicherung erfüllt 
sind, sie endet mit Ablauf des Monats, in dem 
die Voraussetzungen für die Versicherung 
entfallen." 

2. An § 1247 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Nicht erwerbsunfähig ist, wer eine selbständige 
Erwerbstätigkeit ausübt." 

3. In § 1251 Abs. 2 Satz 2 Buchstabe b wird der 
Punkt nach dem Wort „hatte" gestrichen und 
das Wort „oder" eingefügt sowie danach ange- 
fügt: 

„c) eine versicherungspflichtige Tätigkeit nach 
Ablauf der in den Buchstaben a und b ge- 
nannten Frist von drei Jahren aufgenommen 
worden ist und die Zeit vom Kaiendermonat 
des Eintritts in die Versicherung bis zum Ka- 
lendermonat, in dem der Versicherungsfall 
eingetreten ist, mindestens zur Hälfte, jedoch 
nicht unter 60 Monaten, mit Beiträgen für 
eine rentenversicherungspflichtige Beschäf- 
tigung oder Tätigkeit belegt ist; hierbei 
werden der Kalendermonat des Eintritts in 
die Versicherung und der Kaiendermonat, in 
dem der Versicherungsfall eingetreten ist, 
nicht mitgezählt, jedoch die hierfür entrichte- 
ten Pflichtbeiträge. Bei der Ermittlung der 


„9. alle Personen, die nicht nach den Num- 
mern 1 bis 7 versicherungspflichtig sind 
und nicht nur vorübergehend im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes eine 
selbständige Erwerbstätigkeit ausüben, 
wenn sie innerhalb von zwei Jahren nach 
Aufnahme der selbständigen Erwerbs- 
tätigkeit oder dem Ende der Versiche- 
rungspflicht die Versicherung beantragen 
und ihren letzten wirksamen Beitrag 
zur Rentenversicherung der Arbeiter ge- i 
leistet haben,". | 

b) In Satz 1 wird im zweiten Halbsatz das Wort 
„oder" nach den Worten „des Angestellten- 
versicherungsgesetzes" durch ein Komma er- | 
setzt und nach den Worten „des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes" die Worte „oder des Hand- 
werkerversicherungsgesetzes" eingefügt. 

c) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„über den Antrag nach Satz 1 Nr. 8 und 9 
entscheidet der Träger der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter, in dessen Bezirk der An- | 
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Anzahl der Kalendermonate vom Eintritt in ! 
die Versicherung bis zum Eintritt des Ver- 
sicherungsfalles bleiben die auf die Zeit 
nach Eintritt in die Versicherung entfallen- | 
den Ersatzzeiten, Ausfallzeiten nach § 1259 . 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4, die gesamte Ausfallzeit i 
nach Artikel 2 § 14 des Arbeiterrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes und Zeiten 
eines Rentenbezuges unberücksichtigt, auch 
wenn die Voraussetzungen des § 1259 Abs. 3 
nicht erfüllt sind." 

4. § 1259 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 4 werden die Vv/'orte „inner- 
halb von fünf Jahren" gestrichen. 

b) An Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Bei Versicherten nach § 1227 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 9 liegt eine Ausfallzeit nach den Num- 
mern 1 und 2 nur vor, wenn sie in ihrem Be- 
trieb mit Ausnahme eines Lehrlings, des Ehe- 
gatten oder eines Verwandten ersten Grades 
keine Personen beschäftigten, die wegen die- 
ser Beschäftigung rentenversicherungspflich- 
tig sind. Der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung erläßt mit Zustimmung des 
Bundesrates Verwaltungsvorschriften dar- 
über, wie die Arbeitunfähigkeit nachzuweisen 
ist. Arbeitslosigkeit im Sinne der Nummer 3 
liegt nicht vor, solange noch eine selbständige 
Erwerbstätigkeit ausgeübt wird." 

5. § 1385 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

„b) bei versicherungspflichtigen Selbständi- 
gen (§ 1227 Abs. 1 Nr. 3, 4 und 9) das 
Bruttoarbeitseinkommen aus der die Ver- 
sicherung begründenden Tätigkeit,". 

b) Absatz 4 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

„b) bei Versicherungspflicht nach § 1227 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und 9 von dem Ver- 
sicherten allein,". 

6. Nach § 1405 wird eingefügt: 

1405 a 

(1) Für Versicherte nach § 1227 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 9 gilt § 1405 entsprechend. Die Beiträge für 
ein Kalenderjahr sind spätestens bis zum Ende 
des Kalenderjahres, für das sie gelten sollen, 
zu entrichten. Für nachgewiesene Ausfallzeiten 
sind keine Beiträge zu entrichten, auch wenn 
die Voraussetzungen des § 1259 Abs. 3 nicht vor- 
liegen. 

(2) Versicherte nach Absatz 1 brauchen Bei- 
träge nur für jeden zweiten Monat zu entrichten 
bis zum Ablauf von drei Kalenderjahren nach 
Stellung des Antrags auf Versicherungspflicht." 


§ 2 

Das Angestelltenversicherungsgesetz in der bei 

Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung 

wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 Nr. 10 wird eingefügt: 

„11. alle Personen, die nicht nach den Nun- 
mern 1 bis 9, § 1227 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
und 4 oder dem Handwerkerversiche- 
rungsgesetz versicherungspflichtig sind 
und nicht nur vorübergehend im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes eine 
selbständige Erwerbstätigkeit ausüben, 
wenn sie innerhalb von zwei Jahren nach 
Aufnahme der selbständigen Erwerbs- 
tätigkeit oder dem Ende der Versiche- 
rungspflicht die Versicherung beantra- 
gen und entweder noch keinen wirk- 
samen Beitrag zu einem Zweig der ge- 
setzlichen Rentenversicherung oder den 
letzten wirksamen Beitrag zur Ange- 
stelltenversicherung oder zur knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung gelei- 
stet haben." 

b) Absatz 2 erhält von Satz 2 an folgende Fas- 
sung: 

„über den Antrag nach Absatz 1 Nr, 10 und 1 1 
entscheidet die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte. Die Versicherungspflicht 
nach Absatz 1 Nr. 1 1 beginnt mit dem Beginn 
des Kalendermonats, in dem der Antrag ge- 
stellt ist, frühestens jedoch mit dem Kalen- 
dermonat, in dem die Voraussetzungen für die 
Versicherung erfüllt sind, sie endet mit Ab- 
lauf des Monats, in dem die Voraussetzungen 
für die Versicherung entfallen." 

2. An § 9 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei Personen, die die Voraussetzungen des § 7 
Abs. 2 erfüllen, erfolgt die Nachversicherung auf 
Antrag in der Form, daß die nachzuentrichtenden 
Beiträge an die Versicherungs- oder Versor- 
gungseinrichtung gezahlt werden." 

3. An § 24 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Nicht erwerbsunfähig ist, wer eine selbständige 
Erwerbstätigkeit ausübt." 

4. In § 28 Abs, 2 Satz 2 Buchtabe b wird der Punkt 
nach dem Wort „hatte" gestrichen und das Wort 
„oder" eingefügt, sowie danach angefügt: 

„c) eine rentenversicherungspflichtige Tätigkeit 
nach Ablauf der in den Buchstaben a und b 
genannten Frist von drei Jahren aufgenom- 
men worden ist und die Zeit vom Kalender- 
monat des Eintritts in die Versicherung bis 
zum Kalendermonat, in dem der Versiche- 
rungsfall eingetreten ist, mindestens zur 
Hälfte, jedoch nicht unter 60 Monaten, mit 
Beiträgen für eine rentenversicherungspflich- 
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tige Beschäftigung oder Tätigkeit belegt ist; 
hierbei werden der Kalendermonat des Ein- 
tritts in die Versicherung und der Kalender- 
monat, in dem der Versicherungsfall einge- 
treten ist, nicht mitgezählt, jedoch die hier- 
für entrichteten Pflichtbeiträge. Bei der Er- 
mittlung der Anzahl der Kalendermonate 
vom Eintritt in die Versicherung bis zum Ein- 
tritt des Versicherungsfalles bleiben die auf 
die Zeit nach Eintritt in die Versicherung 
entfallenden Ersatzzeiten, Ausfallzeiten nach 
§ 28 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 die gesamte Ausfall- 
zeit nach Artikel 2 § 14 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes oder 
Zeiten eines Rentenbezuges unberücksichtigt, 
auch wenn die Voraussetzungen des § 28 
Abs. 3 nicht erfüllt sind." 

5. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 4 werden die Worte „inner- 
halb von fünf Jahren" gestrichen. 

b) An Absatz 1 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Bei Versicherten nach § 2 Abs. 1 Nr. 11 liegt 
eine Ausfallzeit nach den Nummern 1 und 2 
nur vor, wenn sie in ihrem Betrieb mit Aus- 
nahme eines Lehrlings, des Ehegatten oder 
eines Verwandten ersten Grades keine Per- 
sonen beschäftigen, die wegen dieser Be- 
schäftigung rentenversicherungspflichtig sind. 
Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung erläßt mit Zustimmung des Bundes- 
rates Verwaltungsvorschriften darüber, wie 
die Arbeitsunfähigkeit nachzuweisen ist. Ar- 
beitslosigkeit im Sinne der Nummer 3 liegt 
nicht vor, solange noch eine selbständige Er- 
werbstätigkeit ausgeübt wird." 

6. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

„b) bei versicherungspflichtigen Selbständi- 
gen (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 bis 6 und 11) das 
Bruttoarbeitseinkommen aus der die Ver- 
sicherung begründenden Tätigkeit,". 

b) Absatz 4 Buchstabe b erhält folgende Fas- 
sung: 

„b) bei Versicherungspflicht nach § 2 Nr. 3 
bis 6 und 11 von dem Versicherten al- 
lein,". 


7. Nach § 127 wird eingefügt: 

„§ 127 a 

(1) Für Versicherte nach § 2 Abs. 1 Nr. 11 gilt 
§ 127 entsprechend. Die Beiträge für ein Kalen- 
derjahr sind spätestens bis zum Ende des Ka- 
lenderjahres, für das sie gelten sollen, zu ent- 
richten. Für nachgewiesene Ausfallzeiten sind 
keine Beiträge zu entrichten, auch wenn die 


Voraussetzungen des § 36 Abs. 3 nicht vorlie- 
gen. 

(2) Versicherte nach Absatz 1 brauchen Bei- 
träge nur für jeden zweiten Monat zu entrichten 
bis zum Ablauf von drei Kalenderjahren nach 
Stellung des Antrags auf Versicherungspflicht." 


§ 3 

Das Reichsknappschaftsgesetz in der bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Fassung wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 50 Abs. 3 Satz 2 Buchstabe b wird der 
Punkt nach dem Wort „hatte" gestrichen und 
das Wort „oder" eingefügt, sowie danach ange- 
fügt: 

„c) eine versicherungspflichtige Tätigkeit nach 
Ablauf der in den Buchstaben a und b ge- 
nannten Frist von drei Jahren aufgenommen 
worden ist und die Zeit vom Kalendermonat 
des Eintritts in die Versicherung bis zum Ka- 
lendermonat, in dem der Versicherungsfall 
eingetreten ist, mindestens zur Hälfte mit 
Beiträgen für eine rentenversicherungspflich- 
tige Beschäftigung oder Tätigkeit belegt ist: 
hierbei werden der Kalendermonat des Ein- 
tritts in die Versicherung und der Kalender- 
monat, in dem der Versicherungsfall einge- 
treten ist, nicht mitgezählt, jedoch die hier- 
für entrichteten Pflichtbeiträge. Bei der Er- 
mittlung der Anzahl der Kalendermonate 
vom Eintritt in die Versicherung bis zum 
Eintritt des Versicherungsfalles bleiben die 
auf die Zeit nach Eintritt in die Versicherung 
entfallenden Ersatzzeiten, Ausfallzeiten nach 
§ 57 Satz 1 Nr. 1 bis 4, die gesamte Ausfall- 
zeit nach Artikel 2 § 9 Abs. 2 des Knapp- 
schaftsrentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzes und Zeiten des Bezugs einer Knapp- 
schaftsrente unberücksichtigt, auch wenn die 
Voraussetzungen des § 57 Abs. 3 nicht erfüllt 
sind." 

2. In § 57 Abs. 1 Nr. 4 werden die Worte „inner- 
halb von fünf Jahren" gestrichen. 


Artikel 2 

§ 1 

Artikel 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes vom 23. Februar 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 45) in der bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes geltenden Fassung wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. Nach § 1 wird eingefügt: 

.§ 1 a 

Die Frist von zwei Jahren gemäß § 1227 Abs. 1 
Nr. 9 der Reichsversicherungsordnung läuft frü- 
hestens am 31. Dezember 1973 ab." 
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2. Nach § 9 wird eingefügt: 

„§ 9 a 

(1) Liegen die Voraussetzungen des § 1251 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung nicht vor, 
so gelten sie bei Personen, die bis zum Ver- 
sicherungsfall oder bis zu einer bis zum Ver- 
sicherungsfall reichenden Ausfallzeit in einem I 
Zweig der gesetzlichen Rentenversicherung ver- | 
sicherungspflichtig waren, als erfüllt, wenn die | 
Zeit vom 1. Januar 1972 bis zum Versicherungs- | 
fall zur Hälfte, jedoch nicht unter 60 Monaten, 
mit Pflichtbeiträgen belegt ist. § 1251 Abs. 2 
Satz 2 Buchstabe c der Reichsversicherungsord- 
nung gilt entsprechend. 

(2) Personen, die von der Nachentrichtungs- 
möglichkeit nach § 51 a Abs. 1 Buchstabe c nach 
Vollendung des 60. Lebensjahres Gebrauch 
machen, werden Ersatzzeiten angerechnet, auch 
ohne daß die Voraussetzungen des § 1251 Abs. 2 
der Reichsversicherungsordnung vorliegen, je- 
doch keine längere Zeit als Beitragszeiten an- 
rechenbar sind. 

3. Nach § 13 wird eingefügt: 

.§ 13 a 

Liegen die Voraussetzungen des § 1259 Abs. 3 
der Reichsversicherungsordnung nicht vor, so 
gilt § 9 a entsprechend. Im Falle des Absatzes 2 
werden Ausfallzeiten nur insoweit angerechnet, 
als die Zahl der Beitragsmonate nicht bereits 
durch die Anrechnung von Ersatzzeiten erreicht 
ist." 


4. Nach § 14 wird eingefügt: 

.§ 14 a 

Liegen die Voraussetzungen des § 1260 Abs. 1 
Satz 2 und 3 der Reichsversicherungsordnung 
nicht vor, gilt § 9 a Abs. 1 entsprechend." 

5. Nach § 51 wird eingefügt: 

.§ 51 a 

(1) Personen, die 

a) in der Rentenversicherung der Arbeiter am 
1. Januar 1972 versicherungspflichtig sind 
oder 

b) bis zum 31. Dezember 1973 nach § 1227 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 9 der Reichsversicherungs- 
ordnung versicherungspflichtig werden oder 

c) vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
selbständige Erwerbstätigkeit von wenig- 
stens fünf Jahren aufgegeben haben und 
deren Witwe oder Witwer, soweit sie nicht 
unter Buchstabe a fallen, 

können auf Antrag abweichend von den Rege- 
lungen des § 1418 der Reichsversicherungsord- 
nung freiwillige Beiträge für Zeiten vom 1. Ja- 
nuar 1956 an bis 31. Dezember 1972, in denen i 


sie oder ihr Ehegatte eine selbständige Erwerbs- 
tätigkeit ausgeübt haben, nachentrichten. Der 
Eintritt des Versicherungsfalles nach § 1248 

Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung vor dem 
1. Januar 1972 steht der Nachentrichtung von 
Beiträgen nicht entgegen. 

(2) Der Antrag nach Absatz 1 ist bis zum 
31. Dezember 1974 bei dem Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter zu stellen, bei dem 
der Versicherte zur Zeit der Antragstellung ver- 
sichert ist, oder wenn er zur Zeit der Antragstel- 
lung nicht mehr versichert ist, bei dem Träger 
der Arbeiterrentenversicherung, an den der letzte 
Beitrag gezahlt worden ist. Die Beiträge können 
nur unmittelbar an den für den Antrag zuständi- 
gen Versicherungsträger gezahlt werden. Der 
Versicherungsträger kann Teilzahlungen bis zu 
einem Zeitraum von fünf Jahren zulassen. Hat 
der Versicherte fristgerecht einen Antrag auf 
Leistungen der Stiftung für die Alterssicherung 
älterer Selbständiger gestellt, so sind Zahlungen 
auch noch bis zu einem Jahr nach rechtskräftiger 
Entscheidung über diesen Antrag zulässig. § 52 
Abs. 1 Satz 3, Abs. 3 Buchstabe b und Abs. 4 
finden entsprechend Anwendung." 

§ 2 

Artikel 2 des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes vom 23. Februar 1957 (Bundesgesetz- 
blatt 1 S. 88) in der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fassung wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

1. Nach § 1 wird eingefügt: 

»§ 1 a 

Die Frist von zwei Jahren gemäß § 2 Abs. 1 
Nr. 11 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
läuft frühestens am 31. Dezember 1973 ab." 


2. Nach § 9 wird eingefügt: 

„§ 9 a 

(1) Liegen die Voraussetzungen des § 28 Abs. 2 
des AVG nicht vor, so gelten sie bei Personen, 
die bis zum Versicherungsfall oder bis zu einer 
bis zum Versicherungsfall reichenden Ausfallzeit 
in einem Zweig der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung versicherungspflichtig waren, als erfüllt, 
wenn die Zeit vom 1. Januar 1972 bis zum Ver- 
sicherungsfall zur Hälfte, jedoch nicht unter 60 
Monaten, mit Pflichtbeiträgen belegt ist. § 28 
Abs. 2 Satz 2 Buchstabe c des AVG gilt ent- 
sprechend. 

(2) Personen, die von der Nachentrichtungs- 
möglichkeit nach § 49 a Abs. 1 Buchstabe c nach 
Vollendung des 60. Lebensjahres Gebrauch 
machen, werden Ersatzzeiten angerechnet, auch 
ohne daß die Voraussetzungen des § 28 Abs. 2 
des AVG vorliegen, jedoch keine längere Zeit 
als Beitragszeiten anrechenbar sind." 
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3. Nach § 13 wird eingefügt: | 

.§13a 

Liegen die Voraussetzungen des § 36 Abs. 3 
des AVG nicht vor, so gilt § 9 a entsprechend, 
lin Fade des Absatzes 2 werden Ausfallzeiten | 
nur insoweit angerechnet, als die Zahl der Bei- 
tragsmonate nicht bereits durch die Anrechnung 
von Ersalzzeiten erreicht ist." 

4. Nach § 14 wird eingefügt; 1 

.§14a I 

Liegen die Voraussetzungen des § 37 Abs. 1 j 
Satz 2 und 3 des AVG nicht vor, gilt § 9 a Abs. 1 ' 
entsprechend." 

! 

5. Nach § 49 wird eingefügt: 

.§49a 

(1) Personen, die 

a) in der Angestelltenversichening oder in der 
Knappschaftlichen Rentenversicherung am 
1. Januar 1972 versicherungspflichLig sind 
oder 

b) bis zum 31. Dezember 1973 nach § 2 Abs. 1 
Nr. 11 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
versicherungspflichtig werden oder 

c) vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
selbständige Erwerbstätigkeit von wenigstens 
fünf Jahren aufgegeben haben und deren 
Witwe oder Witwer, soweit sie nicht unter 
Buchstabe a fallen, 

können auf Antrag abweichend von den Rege- 
lungen des § 140 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes freiwillig Beiträge für Zeiten vom 1. Ja- 
nuar 1956 an bis 31. Dezember 1972, in denen 
sie oder ihr Ehegatte eine selbständige Erwerbs- 
tätigkeit ausgeübt haben, nachentrichten. Der 
Eintritt des Versicherungsfalles nach § 25 Abs. 1 
AVG vor dem 1. Januar 1972 steht der Nachent- 
richtung von Beiträgen nicht entgegen. 

(2) Der Antrag nach Absatz 1 ist bis zum 
31. Dezember 1974 bei der Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte zu stellen. Die Beiträge 
können nur unmittelbar an die Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte gezahlt werden. Sie 
kann Teilzahlungen bis zu einem Zeitraum von 
fünf Jahren zulassen. Hat der Versicherte frist- 
gerecht einen Antrag auf Leistungen der Stiftung 
für die Alterssicherung älterer Selbständiger ge- 
stellt, so sind Zahlungen auch noch bis zu einem 
Jahr nach rechtskräftiger Entscheidung über die- 
sen Antrag zulässig. § 50 Abs. 1 Satz 3, Abs. 3 
Buchstabe b und Abs. 4 finden entsprechend An- 
wendung." 

Artikel 3 

§ 1 

(1) Um die Nachentrichtung von Beiträgen zur ge- 
setzlichen Rentenversicherung nach diesem Gesetz 
zu erleichtern, wird eine rechtsfähige Stiftung des 


öffentlichen Rechts unter dem Namen „Stiftung für 
die Alterssicherung älterer Selbständiger" errichtet. 

(2) Der Sitz der Stiftung wird durch die Satzung 
bestimmt. 

(3) Die Stiftung verfolgt unmittelbar und aus- 
schließlich gemeinnützige Zwecke im Sinne des § 17 
des Steueranpassungsgesetzes vom 16. Oktober 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 925), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Finanzverwaltung, der Reichsabgabenordnung 
und andere Steuergesetze vom 23. April 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 197) und der Gemeinnützigkeitsver- 
ordnung vom 24. Dezember 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1592). 

§ 2 

(1) Die Stiftung wird mit 150 Millionen Deutsche 
Mark ausgestattet. Dieser Betrag wird der Stiftung 
vom Bund nach Maßgabe der im Bundeshaushalt 
ausgebrachten Mittel zur Verfügung gestellt. 

(2) Die Stiftung ist berechtigt, Zuwendungen von 
dritter Seite anzunehmen. 

§ 3 

(1) Von der Stiftung werden Personen gefördert, 
die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung 
nach diesem Gesetz nachentrichten können. 

(2) Voraussetzung für die Förderung ist, daß 
die Nachentrichtung der Beiträge die wirtschaftliche 
Existenz des Betroffenen erheblich beeinträchtigen 
würde. 

(3) Die Förderung erfolgt dadurch, daß die Stif- 
tung die nachzuentrichtenden Beiträge teilweise 
oder in vollem Umfang für den Betroffenen an den 
Rentenversicherungsträger leistet. 

§ 4 

(1) Organe der Stiftung sind 

1. der Stiftungsrat, 

2. der Stiftungsvorstand. 

(2) Die Mitglieder der Organe werden ehrenamt- 
lich tätig, sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer not- 
wendigen Auslagen. 

§ 5 

(1) Der Stiftungsrat besteht aus neun Mitgliedern. 
Drei Mitglieder werden von der Bundesregierung 
benannt. Die übrigen Mitglieder werden von der 
Bundesregierung auf Vorschlag der auf Bundes- 
ebene tätigen Verbände der selbständig Erwerbstäti- 
gen berufen. Für jedes Mitglied wird ein Stellver- 
treter benannt oder berufen. 

(2) Den Vorsitzenden und seinen Stellvertreter 
wählt der Stiftungsrat. 
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(3) Die Amtszeit der Mitglieder des Stiftungs- 
rates und ihrer Stellvertreter endet mit der Auf- 
hebung der Stiftung. Scheidet ein Mitglied oder ein 
Stellvertreter vorzeitig aus, wird für den Rest seiner 
Amtszeit ein Nachfolger benannt oder berufen. 

(4) Der Stiftungsrat ist beschlußfähig, wenn die 
Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Er beschließt mit 
einfacher Mehrheit. 

§ 6 

Leistungen der Stiftung werden nur auf Antrag 
gewährt. Der Antrag muß innerhalb von achtzehn 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes gestellt 
werden. Das Antragsverfahren wird durch den Stif- 
tungsvorstand festgelegt. 

§7 

Der Stiftungsrat erläßt nach Ablauf der Antrags- 
frist eine Satzung. In dieser Satzung sind die Vor- 
aussetzungen der Förderung und die Höhe der För- 
derungsbeträge näher zu bestimmen; die danach aus- 
zuschüttenden Mittel dürfen insgesamt die nach § 2 
vorgesehenen Bundesmittel in Höhe von 150 Mio 
DM und die Zuwendungen von dritter Seite nach 
§ 2 nicht überschreiten. In der Satzung ist zu berück- 
sichtigen, daß vorrangig Personen zu fördern sind, 
die über 50 Jahre alt sind und aus eigener Kraft in- 
folge wirtschaftlicher Strukturänderungen oder be- 
sonderer Kriegs- oder Nachkriegsfolgen keine Al- 
terssicherung mehr erwerben können. Nach Maß- 
gabe der Satzung besteht ein Rechtsanspruch auf die 
Leistungen der Stiftung. 

§ 8 

Stiftungsvorstand ist der Vorstand der Lasten- 
ausgleichsbank. Er führt die Geschäfte und vertritt 
die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. 

§ 9 

(1) Zur Entscheidung über Anträge nach § 3 wird 
bei dem Vorstand ein Ausschuß gebildet. 

(2) Der Ausschuß besteht aus einem Vorsitzenden 
und zwei Beisitzern. Vorsitzender und Beisitzer 
werden vom Stiftungsrat auf die Dauer von zwei 
Jahren gewählt und von dem Vorsitzenden des 
Stiftungsrates auf die gewissenhafte und unpar- 
teiische Wahrnehmung ihrer Amtsobliegenheiten 
verpflichtet. 

(3) über den Antrag entscheidet der Ausschuß 
durch Bescheid. 

§ 10 

(1) Zur Entscheidung über den Widerspruch gegen 
einen Bescheid des Ausschusses nach § 9 wird ein 
Widerspruchsausschuß gebildet. 

(2) Der Widerspruchsausschuß besteht aus einem 
Vorsitzenden und zwei Beisitzern, Vorsitzender und 


Beisitzer werden vom Stiftungsrat auf die Dauer 
von zwei Jahren gewählt und von dem Vorsitzen- 
den des Stiftungsrates auf die gewissenhafte und un- 
parteiische Wahrnehmung ihrer Amtsobliegenhei- 
ten verpflichtet. 

(3) Der Vorsitzende des Widerspruchsausschusses 
muß die Befähigung für den höheren Verwaltungs- 
dienst besitzen. Vorsitzender und Beisitzer dürfen 
nicht dem Ausschuß nach § 9 angehören. 

§ 11 

Die Stiftung untersteht der Aufsicht des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung. 

§ 12 

Die Stiftung ist nach der Erreichung ihres Zweckes, 
spätestens zehn Jahre nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes aufzuheben. Bei der Aufhebung der Stiftung 
vorhandenes Vermögen fließt dem Bund zu. 

Artikel 4 

Das Einkommensteuergesetz in der bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Fassung wird wie 
folgt geändert: 

1. § 10 Abs. 3 Ziff. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

„d) neben den in den Buchstaben a bis c be- 
zeichneten Beträgen kann der Steuer- 
pflichtige die Hälfte der im Kalenderjahr 
von ihm entrichteten Pflichtbeiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung als Son- 
derausgaben abziehen, wenn die Pflicht- 
beiträge nach Einkünften bemessen wer- 
den, die nicht Einkünfte aus nichtselb- 
ständiger Arbeit sind;". 

b) Hinter Buchstabe d wird folgender Buch- 
stabe e angefügt: 

„ e) vor Anwendung der Buchstaben a bis c 
können Sonderausgaben im Sinne des 
Absatzes 1 Ziff. 2 bis zu 1000 Deutsche 
Mark, im Falle der Zusammenveranla- 
gung der Ehegatten bis zu 2000 Deut- 
sche Mark im Kalenderjahr in voller 
Höhe abgezogen werden; diese Beträge 
vermindern sich 

aa) wenn in dem Gesamtbetrag der Ein- 
künfte solche aus nichtselbständiger 
Arbeit enthalten sind, um den vom 
Arbeitgeber geleisteten gesetzlichen 
Beitrag zur gesetzlichen Rentenver- 
sicherung, 

bb) um den nach Buchstabe d abgezoge- 
nen Betrag." 

2. Die vorstehende Nummer 1 ist erstmals auf den 

Veranlagungszeitraum 1972 anzuwenden. 
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Artikel 5 

§ 1 

Eine Leistung, die aufgrund von Artikel 1 § 1 
Nr. 3 und 4 oder Artikel 1 § 2 Nr. 4 und 5 neu fest- 
zusetzen ist, beginnt frühestens mit dem Kalender- 
monat des Inkrafttretens des Gesetzes. Sie wird 
auf Antrag festgestellt. Der Antrag kann nur bis 
zum 31. Dezember 1974 gestellt werden. Eine Fest- 
stellung von Amts wegen ist nicht ausgeschlossen. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die aufgrund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 

Bonn, den 6. Mai 1971 


Dr. BarzeL Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Grundkonzeption der Öifnung der gesetzlichen 
Rentenversicherung für Selbständige 

1. Ab 1. Januar 1972 soll die gesetzliche Renten- 
versicherung für Selbständige einschließlich der frei 
beruflich Tätigen geöffnet werden. Selbständige, 
die bereits in der gesetzlichen Rentenversicherung 
versicherungspflichtig sind (Handwerker, selbstän- 
dige Lehrer und Erzieher, Hebammen und andere 
Heilberufe, Seelotsen, Küstenfischer u. ä.) werden 
durch die neue Regelung nicht betroffen. Die Ver- 
sicherungspflicht nach anderen gesetzlichen Bestim- 
mungen (Landwirte nach dem Gesetz über die Al- 
tershilfe für Landwirte, einzelne freie Berufe auf 
landesgesetzlicher Grundlage in öffentlich-recht- 
lichen Versicherungs- und Versorgungswerken) 
bleibt unberührt. Eine Aushöhlung berufsständischer 
Versorgungswerke findet somit nicht statt. 

2. Der einzelne Selbständige soll frei darüber ent- 
scheiden können, ob er der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung beitreten will. Entscheidet er sich dafür, 
wird er zu gleichen Rechten und Pflichten wie der 
Arbeitnehmer versichert (Versicherungspflicht auf 
Antrag). Der Antrag muß innerhalb von zwei Jah- 
ren nach Aufnahme der selbständigen Erwerbstätig- 
keit gestellt werden. Damit wird eine „negative 
Risikoauswahl" vermieden. Die am 1. Januar 1972 
bereits selbständig Tätigen können unabhängig 
vom Zeitpunkt der Aufnahme der selbständigen 
Tätigkeit bis zum 31. Dezember 1973 der gesetz- 
lichen Rentenversicherung beitreten. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion vertritt ein Kon- 
zept zur Öffnung der Rentenversicherung für Selb- 
ständige, das den Interessen der Selbständigen ent- 
gegenkommt, ohne die Versichertengemeinschaft zu 
belasten. Sie erteilt Vorstellungen eine Absage, 
diese Selbständigen pflichtweise in die gesetzliche 
Rentenversicherung einzubeziehen, dafür aber nur 
kurze Beitragszeiten und niedrige Pauschbeiträge 
vorzusehen. Kurze Beitragszeiten und niedrige 
Pauschbeiträge schaffen Minirenten, die noch unter 
dem Sozialhilfeniveau liegen. Eine solche Regelung 
würde Hoffnungen auf eine ausreichende Alters- 
sicherung bei den Betroffenen wecken, die sich nicht 
erfüllen könnten. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wendet sich zu- 
dem im Interesse der Versichertengemeinschaft, 
aber auch des wohlverstandenen Interesses des 
Selbständigen gegen Vorstellungen, den Selbstän- 
digen die Rentenversicherung auf freiwilliger Basis 
zu öffnen, aber dabei Dauer und Höhe der Beitrags- 
leistung nicht vorzuschreiben. Damit würde lediglich 
das nach den derzeitigen gesetzlichen Bestimmungen 
bereits gegebene Recht auf freiwillige Weiterver- 
sicherung erleichtert, von dem nach fünfjähriger 


Pflichtversicherungszeit z. B. bereits mehr als 50 Pro- 
zent aller und 80 Prozent der jüngeren Einzelhänd- 
ler Gebrauch machen, ohne daß die Altersversor- 
gungssituation der Selbständigen als befriedigend 
bezeichnet werden kann. Beitragslose Zeiten könn- 
ten den Selbständigen unter diesen Bedingungen 
auch nicht zugebilligt werden, es sei denn, zu Lasten 
der Versichertengemeinschaft. 

Wenn man bestimmte Mindestbedingungen — etwa 
die Zahlung des halben Höchstbeitrages über eine 
bestimmte Dauer oder die sog. Dreivierteldeckung 
— für die Anrechnung beitragsloser Zeiten bei den 
Selbständigen einführte, könnte zwar die Belastung 
der Versichertengemeinschaft gemindert werden. 
Dafür müßte dann aber in Kauf genommen werden, 
daß gerade die gering verdienenden Selbständigen 
nicht in den Genuß beitragsloser Zeiten kämen. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion wendet sich entschie- 
den gegen solche Regelungen. 

3. Nach dem Konzept der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion werden die Nachteile der beiden genannten 
Modelle vermieden. Der Selbständige, der den An- 
trag auf Versicherungspflicht stellt, muß bis zum 
Versicherungsfall einkommensgerechte Beiträge nach 
Maßgabe des Bruttoarbeitseinkommens aus der 
selbständigen Erwerbstätigkeit bis zur jeweiligen 
Beitragsbemessungsgrenze zahlen. Damit wird auf 
die jeweilige wirtschaftliche Situation des Selb- 
ständigen elastisch Rücksicht genommen. Es muß 
nur der den Höchstbeitrag von 340 DM pro Monat 
im Jahr 1972 aufbringen, der 1950 DM und mehr im 
Monat verdient. Wer z. B. nur 500 DM verdient, 
braucht auch nur 85 DM an Beitrag entrichten. Die 
Beiträge werden direkt an den Versicherungsträger 
durch Verwendung von Beitragsmarken oder durch 
ein anderes per Rechtsverordnung zugelassenes Ver- 
fahren entrichtet. Um den Selbständigen, denen in 
der Regel zu Beginn ihrer Tätigkeit eine volle Bei- 
tragsentrichtung nur schwer möglich ist, den Bei- 
trittsentschluß zur gesetzlichen Rentenversicherung 
zu erleichtern, braucht in den ersten drei Jahren 
nach dem Antrag auf Versicherungspflicht nur je- 
weils jeden zweiten Monat ein Beitrag gezahlt wer- 
den. Für die heute bereits selbständig Tätigen gilt 
entsprechendes. 

Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte hat 
langjährige Erfahrungen bei der Ermittlung ein- 
kommensgerechter Beiträge bei Selbständigen, die 
als Lehrer, Erzieher, Musiker, Heilberufler seit 1938 
zu diesen Bedingungen versicherungspflichtig sind. 
Diese Art der Beitragsberechnung hat sich bei die- 
sem Kreis von Selbständigen als praktikabel erwie- 
sen. 

4. Zuständiger Versicherungsträger ist die Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte. Nur bei Selb- 
ständigen, die bereits früher als Versicherte Beiträge 
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an einen Träger der Rentenversicherung der Arbei- 
ter geleistet haben, bleibt dieser zuständig. Damit 
sollen verwaltungsaufwendige Wanderversiche- 
rungsfälle ausgeschlossen werden. 

5. Der Selbständige erhält Leistungen, die sich nach 
dem Recht für Pflichtversicherte bemessen. Eine Er- 
werbsunfähigkeit gilt als nicht gegeben, wenn noch 
eine selbständige Erwerbstätigkeit ausgeübt wird. 
Krankheitszeiten und Zeiten der Schwangerschaft 
können als Ausfallzeiten nur angerechnet werden, 
wenn im Betrieb des Selbständigen keine Personen 
mit Ausnahme des Lehrlings und des Ehegatten be- 
schäftigt sind. Geht die Zahl der Beschäftigten dar- 
über hinaus, ist dem Selbständigen eine weitere 
Beitragsentrichtung zuzumuten. 

IL „Maßnahmen für ältere Selbständige" 

6. Alle Zeiten einer selbständigen Erwerbstätigkeit 
seit dem 1. Januar 1956 bis zum 31. Dezember 1972 
können noch bis zum 31. Dezember 1974 mit Bei- 
trägen zum aktuellen Beitragssatz belegt werden. 
Damit wird erreicht, daß auch die Selbständigen, die 
nach Beseitigung der Selbstversicherungsmöglichkeit 
im Jahre 1957 keine Beitrittsmöglichkeit zur gesetz- 
lichen Rentenversicherung hatten, noch so gestellt 
werden, als ob ihnen diese Möglichkeit nicht ge- 
nommen worden wäre. 

Es können also alle Personen von der Nachentrich- 
tungsmöglichkeit Gebrauch machen, 

a) die heute Arbeitnehmer sind, aber im Zeitraum 
ab 1. Januar 1956 zwischenzeitlich selbständig 
waren, 

b) die heute Selbständige sind und den Antrag auf 
Versicherungspflicht stellen, 

c) die heute nicht mehr erwerbstätig sind, jedoch 
früher selbständig waren (wenigstens fünf Jahre) 
oder deren Witwe oder Witwer. 

Beiträge dürfen nur für solche Zeiten nachentrichtet 
werden, in denen der Berechtigte oder sein Ehegatte 
eine selbständige Erwerbstätigkeit ausgeübt haben. 

Auch älteren Selbständigen und Witwen ehemals 
Selbständiger wird somit grundsätzlich die Möglich- 
keit eröffnet, durch eigene Beiträge noch eine Rente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung zu erwer- 
ben. Bei Nachentrichtung von 38 236 DM bis ein- 
schließlich Ende 1971 wird eine monatliche Rente 
von 410 DM im Jahr 1972 erzielt, sofern keine Aus- 
fall- und Ersatzzeiten vorliegen. Dazu kämen die 
kostenlose Krankenversicherung bzw. Zuschuß von 
z. Z. 58 DM pro Monat bei privatem Krankenver- 
sicherungsschutz, ggf. Kinderzuschüsse und Hinter- 
bliebenenrente. Die Rente ist dynamisch, sie ver- 
doppelt sich bei einem rd. 6^/oigen Lohnfortschritt 
in etwa 10 Jahren. Wer weniger nachzahlt, etwa nur 
27 760 DM, der erhält auch weniger Rente, hier z. B. 
ohne Anrechnung beitragsloser Zeiten 297 DM mo- 
natlich. 

In der Regel dürften die Renten höher ausfallen. Zu- 
meist werden noch Ausfall- und Ersatzzeiten vorlie- 
gen, die im Durchschnitt rd. 5 Jahre betragen. Im 
Einzelfall kann eine höhere, aber auch eine niedri- 


I gere Zahl von Ausfall- und Ersatzzeiten vorliegen. 

! Werden die Voraussetzungen für die Anrechnung 
dieser Zeiten erfüllt (vgl. die Regelungen zur Er- 
leichterung der Anrechnung solcher Zeiten in 
Abschn. B), erhöht sich die Rente im ersten Beispiel 
im Durchschnitt auf 538 DM und im zweiten Beispiel 
auf 390 DM. 

7. Um die älteren nicht mehr erwerbstätigen Selb- 
ständigen nicht von der Anrechnung von Kriegs- 
und Ausbildungszeiten auszuschließen, ist folgende 
zusätzliche Erleichterung vorgesehen. Uber 60jähri- 
gen nicht mehr erwerbstätigen Selbständigen und 
deren Witwen oder Witwern sollen Ausfall- und 
Ersatzzeiten auch dann angerechnet werden, wenn 
sie keine „Halbdeckung" haben. Allerdings werden 
dann Ausfall- und Ersatzzeiten maximal nur bis 
zur Höhe der Beitragszeiten angerechnet. 

8. Grundsätzlich kann eine Rente — dies gilt auch 
für ältere Selbständige — nur durch eigene Beiträge 
erworben werden. Um jedoch die krassesten Härten 
zu mildern, ist die Errichtung einer „Stiftung für die 
Alterssicherung älterer Selbständiger" vorgesehen. 
Sie soll die Nachentrichtung von Beiträgen zur ge- 
setzlichen Rentenversicherung für den dafür nach 
diesem Gesetz berechtigten Personenkreis erleich- 
tern, soweit dessen wirtschaftliche Existenz anson- 
sten erheblich beeinträchtigt würde. Einzelheiten 
werden durch Satzungsbeschluß geregelt. Die Sat- 
zung wird vom Stiftungsrat, dem 6 Vertreter der 
Selbständigen und 3 Vertreter der Bundesregierung 
angehören, nach Feststellung des in Frage kommen- 
den Personenkreises und der vorhandenen Mittel 
erlassen. 

Nach Maßgabe der Satzung besteht ein Rechtsan- 
spruch auf die Leistungen der Stiftung. Bei den sonst 
üblichen Formen der Stiftung ist dieser Anspruch 
nicht gegeben. 

Die Stiftung soll mit insgesamt 150 Millionen DM 
vom Bund ausgestattet werden. Der Bund hat diesen 
Betrag nicht in einem Jahr, sondern je nach Haus- 
haltstage aufzubringen, etwa je 50 Millionen DM in 
3 Jahren. Die Stiftung ist berechtigt, von dritter 
Seite Zuwendungen entgegenzunehmen. Die Stif- 
tung ist spätestens nach 10 Jahren wieder aufzu- 
heben. 

Der Einsatz von öffentlichen Mitteln in einer be- 
grenzten Größenordnung zur Milderung von Alters- 
versorgungsproblemen bedürftiger älterer Selbstän- 
diger erscheint gerechtfertigt, weil dieser Personen- 
kreis besonders hart vom wirtschaftlichen Struktur- 
wandel betroffen wird. Es kommt hinzu, daß die 
für die Altersversorgung bereitgestellten Mittel der 
Selbständigen besonders stark durch die Kriegsfol- 
gen in Mitleidenschaft gezogen wurden. Auch darf 
nicht übersehen werden, daß der Rückgang der Zahl 
der Selbständigen der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung beachtenswerte Wanderungsgewinne ermög- 
licht hat. Die Selbständigen waren an der Finanzie- 
rung des Bundeszuschusses zur gesetzlichen Renten- 
versicherung beteiligt, der bisher fast ausschließlich 
den Arbeitnehmern zugute gekommen ist. Im übrigen 
darf nicht unerwähnt bleiben, daß bei einer ver- 
besserten Alterssicherung bedürftiger Selbständiger 
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die öffentliche Hand im Rahmen der Sozialhilfe ent- 
lastet wird. 

9. Weiterhin ist als generelle Erleichterung zur 
Nachentrichtung von Beiträgen vorgesehen, daß 
der Versicherungsträger Teilzahlungsmöglichkeiten 
bis zu einem Zeitraum von 5 Jahren vorsehen kann. 

III. Änderung der Anrechnung von beitragslosen 
Zeiten für alle Versicherten 

1. Zeiten des Kriegsdienstes bzw. einer Kriegsge- 
fangenschaft (Ersatzzeiten) sowie Zeiten einer Aus- 
bildung, einer Arbeitslosigkeit oder Krankheit (Aus- 
fallzeiten) werden derzeit als rentensteigernde Zei- 
ten angerechnet, wenn bestimmte Bedingungen er- 
füllt sind. Ein Teil dieser Bedingungen wird als un- 
zeitgemäß empfunden (vgl. Bericht der Bundesregie- 
rung zur Frage der Rentenversicherung — Druck- 
sache VI/1126). Dies gilt insbesondere für das Erfor- 
dernis des sog. „Pflichtanschlußbeitrags". Ersatzzei- 
ten werden nach geltendem Recht nur angerechnet, 
wenn entweder vor diesen Zeiten eine Versicherung 
bestanden hat oder wenn innerhalb von drei Jahren 
nach ihrer Beendigung ein Pflichtbeitrag entrichtet 
wurde. Ausbildungszeiten werden als Ausfallzeiten 
nur angerechnet, wenn die „Halbdeckung" gegeben 
ist — die Hälfte der Zeit zwischen Eintritt in die Ver- 
sicherung und Versicherungsfall muß mit Pflichtbei- 
trägen belegt sein — und innerhalb von 5 Jahren 
nach Beendigung der Ausbildungszeit ein Pflichtbei- 
trag entrichtet wurde. 

Das Erfordernis des Pflichtanschlußbeitrages können 
viele Selbständige, höher verdienende Angestellte 
und Arbeitnehmer, die früher einmal selbständig 
waren, aber auch eine Reihe von Arbeitern und An- 
gestellten aus den verschiedensten Umständen nicht 
erfüllen, die sie zumeist nicht selbst zu vertreten 
haben. 

Es wird deshalb vorgeschlagen, daß in Zukunft vom 
Erfordernis des Pflichtanschlußbeitrags zur Anrech- 
nung von Ersatz- und Ausfallzeiten bei den Ver- 
sicherten abgesehen wird, die die Zeit vom Eintritt 
in die Versicherung bis zum Versicherungsfall zur 
Hälfte mit Pflichtbeiträgen, jedoch nicht unter 5 Jah- 
ren, belegt haben (Halbdeckung). 

Dadurch ergeben sich im Einzelfall bertächtliche Ren- 
tenerhöhungen, da u. U. bis zu neun Jahren als Aus- 
fallzeiten und — je nach persönlichem Schicksal — 
jahrelange Ersatzzeiten neu angerechnet werden 
können. Dies gilt auch für die heutigen Rentner. 

Um den Verwaltungsaufwand zu begrenzen, werden 
die aufgrund dieser Neuregelung begründeten Lei- 
stungsverbesserungen bei dem Rentenbestand auf 
Antrag festgestellt. 

2. Das Erfordernis der „Halbdeckung" wird durch 
die Änderung nach B. 1. eine noch größere Bedeu- 
tung erlangen als schon nach geltendem Recht. Eine 
Reihe von heute Pflichtversicherten, aber auch der 
künftig auf Antrag versicherungspflichtigen Selb- 
ständigen kann das Erfordernis der Halbdeckung 
jedoch nicht erfüllen, weil ihnen in der Vergangen- 
heit der Beitritt als Pflichtversicherte zur Rentenver- 


sicherung verwehrt war. Ubergangsweise soll des- 
halb das Erfordernis der „Halbdeckung" für alle 
Versicherten dahin gehend erleichtert werden, daß 
die „Halbdeckung" dann als erfüllt gilt, wenn die 
Zeit vom 1. Januar 1972 bis zum Versicherungsfall 
zur Hälfte, jedoch mindestens fünf Jahre, mit Pflicht- 
beiträgen belegt ist. 

IV. Sonstiges 

1. Der Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Renten- 
versicherung ist bei Arbeitnehmern unbeschränkt 
steuerfrei. In anloger Regelung soll auch bei pflicht- 
versicherten Selbständigen die Hälfte des Beitrags 
zur gesetzlichen Rentenversicherung steuerfrei blei- 
ben. Wie beim Arbeitnehmer wird dann auch um 
diesen Betrag der sog. „Vorwegabzugsbetrag" ge- 
kürzt. 

2. Beamtete Ärzte werden heute beim Ausscheiden 
aus dem Beamtenverhältnis in der Angestelltenver- 
sicherung nachversichert, obwohl sie zumeist nicht 
der Angestelltenversicherung, sondern einem lan- 
desrechtlich geregelten Versorgungswerk beitreten. 
In Zukunft soll die Nachversicherung auch beim 
Versorgungswerk erfolgen können. 

V. Finanzielle Auswirkungen des Gesetzentwurfs 

1. Allgemeines 

Durch die Öffnung der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung für Selbständige werden den Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und Angestellten zusammen je 
nachdem, wie viele Selbständige der Rentenversi- 
cherung beitreten und welches Jahr betrachtet wird, 
Überschüsse in den ersten 15 Jahren in Höhe von 
rd. 1 Milliarde DM bis rd. 3 Milliarden DM jährlich 
Zuwachsen. Hierbei sind die zusätzlichen Wande- 
rungsgewinne aus dem Wechsel von selbständiger 
in abhängige Beschäftigung noch nicht berücksich- 
tigt. Nach 20 bis 30 Jahren werden die Ausgaben 
die Einnahmen übertreffen. 

Mit der Öffnung der Rentenversicherung für Selb- 
ständige wird die Anrechnung von beitragslosen 
Zeiten für alle Versicherten erleichtert. Die Kosten 
dieser Maßnahme sind auf der Basis einer einschlä- 
gigen Stichprobe der Landesversicherungsanstalt 
Rheinland-Pfalz sowie einer Sondererhebung der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte abge- 
schätzt worden. Es kann davon ausgegangen werden, 
daß bei rund 460 000 Personen im Jahr 1972 in unter- 
schiedlichem Ausmaß zusätzlich beitragslose Zeiten 
in Anrechnung kommen. Dies erfordert einen Auf- 
wand pro Kopf von im Durchschnitt zwischen 240 DM 
und 1800 DM. Insgesamt kann davon ausgegangen 
werden, daß der Rentenversicherung durch die vor- 
gesehene Erleichterung der Anrechnung von bei- 
tragslosen Zeiten im Jahr 1972 Ausgaben in Höhe 
von 350 Millionen DM entstehen. Die Zahl der be- 
günstigten Personen dürfte durch Zu- und Abgänge 
in den nächsten Jahren etwa gleichbleiben und 
danach vor allem wegen der geringeren Bedeutung 
der Ersatzzeiten absinken. 

Da die Überschüsse aus der Öffnung der Rentenver- 
1 Sicherung für Selbständige höher sind als die Kosten 
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der Erleichterung der Anrechnung beitragsloser Zei- 
ten verbleibt per Saldo in den ersten 15 Jahren 
keine Belastung der Rentenversicherung. 

Der Bund wird durch die Mittel für die „Stiftung für 
ältere Selbständige" mit insgesamt 150 Millionen DM 
belastet, also etwa je 50 Millionen DM in den Jah- 
ren 1972 bis 1974. Dem steht eine Entlastung der 
öffentlichen Hand bei der Sozialhilfe gegenüber, die 
hier nicht näher beziffert werden kann. 

2. Berechnungen im einzelnen 

a) Ohne die finanziellen Auswirkungen der Nach- 
entrichtung von Beiträgen 

1. Betroffener Personenkreis 

Der Kreis der Selbständigen insgesamt umfaßte im 
Jahre 1969 nach den Erhebungen des Statistischen 
Bundesamtes im April (Mikrozensus) rund 2 857 000 
Personen. Die Zahl der Selbständigen nahm in den 
vergangenen Jahren stetig ab. Für 1970 kann mit 
rund 2 810 000 und für 1971 mit rund 2 760 000 (je- 
weils April) Selbständigen insgesamt gerechnet wer- 
den. 

Die Mehrheit der Selbständigen bleibt allerdings 
vom vorliegenden Gesetzentwurf unberührt, weil sie 

a) schon einer gesetzlichen Rentenversicherung an- 
gehört (Handwerker, Landwirte [Altershilfe für 
Landwirte], Küstenschiffer und Küstenfischer, 
Seelotsen, Schornsteinfeger u. a.); 

b) einem öffentlich-rechtlichen, umfassenden Ver- 
sorgungswerk in verschiedenen Bundesländern 
angehört (Arzte, Tierärzte, Zahnärzte, Apothe- 
ker, Notare, Patentanwälte); 

c) schon wegen einer zweiten, abhängigen Beschäf- 
tigung versicherungspflichtig sind. 

Schließlich wird ein Teil der Selbständigen von der 
Versicherungsmöglichkeit in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung keinen Gebrauch machen, weil sie 

d) über 65 Jahre alt sind oder 

e) eine andere Form der Alterssicherung vorziehen. 

Annähernd sichere Angaben über die Größenord- 
nung lassen sich nur über einen Teil der erwähnten 
Personengruppen machen. Im übrigen mußten — wie 
an anderer Stelle auch — Arbeitshypothesen getrof- 
fen werden. 

Die Anzahl der Selbständigen, die nach den Aus- 
gangsdaten des Statistischen Bundesamtes für das 
Jahr 1969 von dem Gesetz betroffen würde, ermit- 
telt sich wie folgt: 

Selbständige Personen 

(insgesamt) 

Mikrozensus April 1969 2 857 000 

abzüglich 1. Selbständige Landwirte 

nach Mikrozensus 1969 826 000 

2. Handwerker (Zahl der 

Handwerksbetriebe) *) 630 000 


3. Sonstige Selbständige, 
die bereits in der ge- 
setzlichen Rentenversi- 
cherung versicherungs- 
pflichtig sind (Küsten- 
schiffer, Küstenfischer, 
Seelotsen, Schornstein- 
feger) 

[eigene Schätzung] 40 000 

4. Versorgungswerke 
(Ärzte etc.) 

[eigene Schätzung] 96 000 

5. Selbständige, die schon 
wegen einer zweiten 
abhängigen Beschäfti- 
gung versicherungs- 
pflichtig sind 

[aus Mikrozensus 1969] 32 000 

verbleiben 1 233 000 

Von diesen 
1 233 000 
Personen 


haben 6. 14 v. H. das 65. Lebens- 

jahr überschritten 
[aus Mikrozensus 1969] 173 000 


ergibt 1 060 000 


*) Quelle: Köhler: Erfahrungen mit der Handwerkerver- 
sicherung Amtl. Mitt. LVA Rheinpr. (4/69) 

Es wurde hier die Zahl der Handwerksbetriebe insge- 
samt und nicht nur die Anzahl der pflichtversicherten 
Handwerker in Abzug gebracht, weil die Öffnung der 
I Rentenversicherung für Selbständige nicht für Hand- 
werker gilt. 

Dieser Personenkreis von 1 060 000 kann für die 
Berechnung der Mehreinnahmen bzw. Mehrausga- 
ben, die dieses Gesetz verursachen würde, nicht voll 
in Ansatz gebracht werden, weil ein Teil dieser 
Personen bereits bisher freiwillig Beiträge entrich- 
tet hat. Es muß deshalb noch ein Abschlag für die 
bisher freiwillig Versicherten gemacht werden. 

Es soll angenommen werden, daß die freiwillig Ver- 
sicherten in etwa die Durchschnittsbeiträge der 
Pflichtversicherten bezahlen und daß sie etwa jeden 
zweiten Monat einen Beitrag entrichten. Ferner soll 
unterstellt werden, daß von dem in Betracht kom- 
menden Personenkreis etwa 40 Vo (von 1 060 000 = 
424 000) mit einer gewissen Regelmäßigkeit freiwil- 
lige Beiträge entrichtet haben. Wenn diese 424 000 
I Personen jeden zweiten Monat in etwa einen Durch- 
I schnittsbetrag der Pflichtversicherten entrichtet ha- 
I ben, so läuft dies auf dasselbe hinaus, als wenn 
j 212 000 Personen vollversichert gewesen sind. Um 
I die Einnahmen und Ausgaben der bisher bereits frei- 
I willig versicherten Selbständigen zu eliminieren, 
j d. h. nur die zusätzlich durch die Öffnung der Ren- 
; tenversicherung für Selbständige entstehenden Ein- 
: nahmen und Ausgaben ermitteln zu können, sind 
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deshalb die bisher freiwillig Versicherten mittels ' 
Umrechnung dieses Personenkreises auf 212 000 j 
Vollversicherte in Abzug zu bringen. 

Es verbleiben somit 848 000 Personen 

rund 850 000 Personen 

die bei der Öffnung der Rentenversicherung für Selb- 
ständige in die gesetzliche Rentenversicherung neu 
hinzukommen könnten. 

Da nicht sicher ist, wie viele dieser Selbständigen 
von der Versicherungsmöglichkeit in der gesetzli- 
chen Rentenversicherung Gebrauch machen werden, 
soll im Folgenden mit 3 Modellen gearbeitet werden, 
die sich durch eine unterschiedliche Inanspruchnah- 
me der Versicherungsmöglichkeit unterscheiden. 

Modell A Beteiligung von 30 255 000 Personen 

Modell B Beteiligung von 50 ^/o= 425 000 Personen 

Modell C Beteiligung von 70 ^/()= 595 000 Personen 

2. Entwicklung der Einnahmen 

Einnahmen im Jahre der Einführung 

Als Anhaltspunkt über die Einkommenverhältnisse 
der Selbständigen und die daraus abzuleitenden 
Beiträge diente die im Mikrozensus 1969 ermittelte 
Einkommensschichtung der Selbständigen. 

Danach entfallen bei den Selbständigen auf die Ein- 


kommensgruppen von netto: 

unter 150 DM 

. . . - 1,7 V. H. 

150 

bis 

300 DM 

. .. -- 3,3 v.H. 

300 

bis 

600 DM 

. . . 10,4 V. H. 

600 

bis 

800 DM 

. .. - 14,5 v.H. 

800 

bis 

1200 DM 

. .. -- 25,6 v.H. 

1200 

bis 

1800 DM 

. . . --- 19,6 V. H. 

1800 

und 

mehr 

. .. - 24,9 v.H. 


Die von den Selbständigen zu entrichtenden Bei- 
träge sind einkommensabhängig und werden nach 
Maßgabe des Bruttoarbeitseinkommens festgestellt. 
Da eine Bruttoeinkommensschichtung für die Selb- 
ständigen nicht vorliegt, wird hier — ausgehend von 
obiger Nettoeinkommensschichtung nach dem Mi- 
krozensus — ein Beitragssatz von 17 Vo bzw. von 
18 ^/ü ab 1973 auf das Nettoeinkommen bezogen, um 
das voraussichtliche Beitragsaufkommen ermitteln 
zu können. Es erhöht im übrigen auch die Vorsicht 
der Schätzung, wenn hier behelfsweise statt vom 
höheren Bruttoeinkommen vom niedrigeren Netto- 
einkommen ausgegangen wird. 

Wenn man bei den o. a. Nettoeinkommensgruppen 
jeweils die Klassenmitte nimmt, auf diesen Betrag 
den Beitragssatz bezieht und dann entsprechend der 
jeweiligen Gruppenbesetzung gewichtet, so ergibt 
sich für das Jahr der Einführung (1971) bei dem an- 
genommenen Rückgang der Anzahl der Selbständi- 
gen um rd. 3b'2 v. H. gegenüber 1969 [vgl. a) 1.] fol- 
gendes Beitragsaufkommen: 


Modell A 650 Millionen DM 

Modell B 1080 Millionen DM 

Modell C 1510 Millionen DM 


Voraussichtliche Einnahmen zum Beispiel 
im 15. Jahre nach der Einführung (1986) 

Es soll unterstellt werden 

— Rückgang der Selbständigen um durchschnittlich 
2 Vo pro Jahr von 1971 bis 1985*) 

— von 1985 bis 2001 stagniere die Anzahl der Selb- 
ständigen 

— das Einkommen der Selbständigen erhöhe sich — 
bei angenommener sozialer Symmetrie — in den 
Jahren 1971 bis 1974 um durchschnittlich jährlich 
7 Vo, von 1974 bis 2001 um durchschnittlich jähr- 
lich 5,8 «/o*) 

— der Beitragssatz verharre ab 1973 auf 18®/o. 

Nach diesen Annahmen wäre im Jahre 1986 mit fol- 
genden Mehreinnahmen durch die Öffnung der ge- 
setzlichen Rentenversicherung für Selbständige zu 
rechnen: 

Modell A 1,20 Mrd. DM 

Modell B 2,10 Mrd. DM 

Modell C 2,90 Mrd. DM 

Voraussichtliche Einnahmen im 30. Jahre 
I nach der Einführung (2001 ) 

Modell A 2,90 Mrd. DM 

Modell B 4,80 Mrd. DM 

Modell C 6,70 Mrd. DM 


; 3. Entwicklung der Ausgaben 

Ausgaben im Jahre der Einführung (1971) 

Im Jahre der Einführung kann nur durch Nachent- 
richtung von Beiträgen und sonstige besondere Maß- 
nahmen für ältere Selbständige ein Rentenanspruch 
erworben worden sein. 

Bei dem hier zunächst dargestellten Fall ohne beson- 
dere Maßnahmen für ältere Selbständige entstehen 
im Jahre der Einführung keine Kosten. 

I Ausgaben im 15. Jahr nach der Einführung (1986) 

Die Selbständigen müssen wie die Arbeiter und 
Angestellten 15 Jahre Beiträge zahlen, um eine Al- 
tersrente erhalten zu können. 

I Im Jahre 1986 haben 15 Jahre Beiträge entrichtet 

— die heute 50jährigen, die dann das 65. Lebens- 
jahr erreicht haben 

— ein Teil der heute 51- bis 55jährigen, die dann 
das 65. bis 70. Lebensjahr erreicht haben. 

Von diesem Personenkreis kann angenommen wer- 
den, daß ein gewisses Interesse daran besteht, noch 
15 Jahre Beiträge zu zahlen, um mit spätestens 70 
Jahren eine Rente zu erhalten (bei den Selbständi- 
gen ist der Anteil der im Alter von 65 bis 70 noch 
Erwerbstätigen relativ hoch). 

, *) Die Annahmen für die Voiausschätzung sind mit den 
offiziellen Daten der Bundesregierung bis zum Jahre 
1985 abgestimmt, die dem Rentenanpassungsbericht 
1970 zugrunde lagen. 
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Im Folgenden sollen 

— die heute 50- bis 55jährigen -- Personenkreis A 
ohne Rücksicht darauf, daß ein Teil dieses Perso- 
nenkreises dann nicht mehr leben wird, voll als 
Rentenfälle für das Jahr 1986 in Ansatz gebracht 
werden. Indem hier somit die Obergrenze gewählt 
wird, kann darauf verzichtet werden, einen Zuschlag 
für die Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten hin- 
zuzufügen, die besonders schwer abzuschätzen 
sind^). Der Einfachheit halber und um die Vorsicht 
der Schätzung zu erhöhen, soll auch unterstellt 
werden, daß bei den heute 50- bis 55jährigen im 
Jahre 1986 keine niedrigeren Witwen- und Waisen- 
renten, sondern nur volle Versichertenrenten an- 
fallen. 

Entsprechend diesen Annahmen würden von den 
heute 50- bis 55jährigen (die nach dem Mikrozen- 
sus 1969 9,9 V. H. der Selbständigen unter 65 aus- 
machen) im Jahre 1986 eine Versichertenrente be- 
ziehen: 


Modell A 25 250 

Modell B 42 080 

Modell C 58 910 


Die Rentenausgaben für diesen Personenkreis wür- 
den bei einer Dynamisierung entsprechend den auf 
S. 12 dargestellten Lohnannahmen im Jahre 1986 be- 
tragen: 

Modell A 190 Millionen DM 

Modell B 316 Millionen DM 

Modell C 442 Millionen DM 

Ausgaben im 30. Jahr nach der Einführung (2001) 

Um den Bestand an Renten nach etwa 30 Jahren zu 
ermitteln, müßte der für 1971 zu erwartende Be- 
stand an Versicherten abgewickelt werden. Eine 
solche Berechnung ist nicht möglich, weil eine Aus- 
gangsbasis für eine versicherungstechnische Rech- 
nung nicht existiert; denn für eine versicherungs- 
technische Rechnung müßten zunächst die Alters- 
gliederung und die Rentenzugangswahrscheinlich- 
keiten des für den Gesetzentwurf in Betracht kom- 
menden Personenkreises und darüber hinaus die 
spezifische Altersgliederung des Personenkreises, 
der nach der jeweils unterschiedlich angenommenen 
Beteiligung von dem Gesetz Gebrauch macht, genau 
bekannt sein. Dies ist jedoch nicht der Fall. 

Statt dessen werden Analogieschlüsse aus der übri- 
gen Rentenversicherung über die Zahl der zu erwar- 
tenden Rentner gezogen, um wenigstens größenord- 
niingsmäßige Vorstellungen über die zukünftigen 
Ausgaben zu entwickeln. 

In der Rentenversicherung entfallen auf 100 Ver- 
sicherte rund 45 Rentner. Da der Kreis der Selbstän- 
digen einen anderen Altersaufbau hat (nach dem 
Mikrozensus 1969 beträgt das Durchschnittsalter der 


b Es kann jedoch davon ausgegangen werden, daß die 
Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten bei den Selb- 
ständigen nicht so stark ins Gewicht fallen wie bei 
den Nichtselbständigen, weil die Selbständigen ange- 
sichts der vielfältigen Möglichkeiten ihres Arbeits- 
platzes nicht in dem Maße wie die Arbeitnehmer die 
Bedingungen für Berufs- oder Erwerbsunfähigkeits- 
renten erfüllen werden. 


Pflichtversicherten in der ArV und AnV 39 Jahre, 
j während das Durchschnittsalter der Selbständigen 
49 Jahre beträgt), kann der Belastungsquotient ent- 
j sprechend der Relation 39:49 von 45:100 auf 
! 56 : 100 erhöht werden (wobei vorausgesetzt ist, daß 
I die Rentenzugangswahrscheinlichkeit bei den Ab- 
. hängigen und den Selbständigen dieselbe ist). 

I Unterstellt man, daß der Altersaufbau der Selbstän- 
I digen im Verhältnis zum Altersaufbau der Arbeiter 
I und Angestellten gegenüber 1969 unverändert 
i bleibt, so kann der Belastungskoeffizient von 100 : 56 
auch für die Ermittlung der Renten nach 30 Jahren 
angewandt werden. 

^ Würde man den Belastungskoeffizienten von 100:56 
, auf die Anzahl der Selbständigen beziehen, die nach 
30 Jahren als Beitragszahler in Betracht kommen, 
so würde nicht der Tatsache Rechnung getragen, 

I daß sich der Belastungskoeffizient durch die Abwan- 
i derung der Selbständigen in die abhängige Beschäf- 
; tigung verschlechtert. Zu ungünstig würde sich das 
! Bild darstellen, wenn man den Belastiingskoeffizien- 
I ten auf eine als konstant angenommene Anzahl der 
j Selbständigen beziehen würde, weil damit völlig 
1 außer acht gelassen würde, daß sich in den kom- 
menden Jahren die Anzahl der Selbständigen ver- 
ringert. Es wird deshalb hier so vorgegangen, daß 
' der Belastungskoeffizient auf einen Mittelwert an- 
gewandt wird; dieser Mittelwert liegt zwischen der 
I Anzahl der Selbständigen, die im Jahre der Einfüh- 
j rung (1971) einerseits und nach 30 Jahren (2001) 
i andererseits als Beitragszahler in Betracht kommen. 

Fiiernach ergeben sich rund 720 000 Personen. Bei 
! Zugangsquoten von 30 bzw. 50 bzw. 70 o entspre- 
I eben dem Mittelwert 216 000 bzw. 360 000 bzw. 

! 504 000 Personen. Bei einem Belastungskoeffizenten 
j von 100 ; 56 würden demnach nach 30 Jahren eine 
! Versicherten- oder Witwenrente beziehen: 


Modell A 121 000 Personen 

Modell B 201 600 Personen 

Modell C 282 200 Personen 


Davon sollen rd. -/.•} auf Versicherten- und rd. b/a 
I auf Witwenrenten entfallen: 

! Modell Modell Modell 

I ABC 

Versichertenrente 80 660 134 390 188 110 

! Witwenrente 40 330 67 190 94 060 

Damit wird wieder die eigentlich schon fast unrea- 
listische Obergrenze an Belastungen angenommen, 
da nur die hohen Versicherten- und Witwenrenten, 
aber keine Berufs- oder Erwerbsunfähigkeitsrenten 
I unterstellt werden. 

I Bei einer durchschnittlichen Erhöhung der allgemei- 
nen Bemessungsgrundlage um jährlich 5,8 v. Fl. ab 
1974 (entsprechend wurde auch bei der Schätzung 
der Einnahmen ein jährlicher Einkommenszuwachs 
1 um 5,8 V. H. angenommen) ist nach 30 Jahren mit 
folgenden Rentenausgaben zu rechnen: 

Altersruhegeld 34 980 DM jährlich und 

: 2 915 DM monatlich pro Fall 

große Witwenrente = 20 990 DM jährlich und 

1 750 DM monatlich pro Fall 
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Die Aufwendungen insgesamt belaufen sich dann: 



Modell 

A 

Modell 

B 

Mrd. DM 

Modell 

C 

Altersruhegeld 

2,821 

4,700 

6,580 

Witwenrenten 

0,847 

1,410 

1,974 

insgesamt: 

3,668 

6,110 

8,554 


4. Ergebnisse der Einnahmen- und Ausgabenrech- 
nung 


a) Im Jahre der Einführung (1971 ) 




Modell 

Modell 

Modell 



A 

B 

C 




Mrd. DM 



Einnahmen 

0,65 

1,08 

1,51 


Ausgaben .... 

— 

— 

— 


Finanzierungs- 





Überschuß 


+ 1,08 

+ 1,51 

b) 

Im 15. Jahr nach der Einführung (1986) 




Modell 

Modell 

Modell 



A 

B 

C 




Mrd. DM 



Einnahmen 

1,20 

2,10 

2,90 


Ausgaben . . . . 

0,19 

0,32 

0,44 


Finanzierungs- 





Überschuß 

+1,01 

+ 1,78 

+ 2,46 

C) 

Im 30. Jahr nach der Einführung (2001 ) 




Modell 

Modell 

Modell 



A 

B 

C 




Mrd. DM 



Einnahmen 

2,90 

4,80 

6,70 


Ausgaben . . . . 

3,67 

6,11 

8,55 


Finanzierungs- 





defizit 

-0,77 

-1,31 

-1,85 


b) Finanzielle Auswirkungen der Nachentrichtung 
von Beiträgen 

1. Einnahmen aus der Nachentrichtung von Bei- 
trägen 

Es soll unterstellt werden, daß 
— allen Selbständigen, die nach a 1. von diesem 
Gesetzentwurf Gebrauch machen können, die 
Möglichkeit der Nachentrichtung von Beiträ- 
gen für die Jahre ab 1956 eingeräumt wird; 

— - sich eine Beteiligung von — vorsichtig ge- 
schätzt — 20 Vo des von dem Gesetzentwurf 
Gebrauch machenden Personenkreises ergibt 

Modell Modell Modell 
mithin bei ABC 


insgesamt 1971 . . 246 000 410 000 574 000 
davon 20 No 49 200 82 000 114 800. 

Der Selbständige kann höchsten Beiträge nachent- 
richten bis zur jeweiligen Beitragsbemessungs- 


grenze; das wäre eine Summe von höchstens 38 200 
DM (vgl. weiter unten), d. h. das Doppelte der 
Summe der halben Höchstbeiträge. Dieser Betrag 
wird voraussichtlich nur von einigen Selbständigen 
nachentrichtet werden, die kurz vor oder schon im 
Rentenalter sind. Im Durchschnitt dürften jedoch we- 
niger Beiträge nachentrichtet werden. Einen ersten 
Orientierungspunkt für den Durchschnitt der von 
den Selbständigen nachentrichteten Beiträge dürfte 
das Durchschnittseinkommen der Selbständigen bie- 
ten. Nach den unter B.I.2. getroffenen Annahmen 
errechnet sich für 1969 als Durchschnittsbeitrag der 
Selbständigen bei einem Beitragssatz von 17 ^/o 
DM 209, — pro Monat. Der halbe Höchstbeitrag der 
Arbeitnehmer beträgt im Jahre 1969 bei einem Bei- 
tragssatz von 17^/ü DM 144,- — . Zur Berechnung der 
Durchschnittsbeiträge in den übrigen Jahren des 
Zeitraums 1956 bis 1971 kann unterstellt werden, 
daß der Durchschnittsbeitrag der Selbständigen in 
diesen Jahren um denselben Prozentsatz wie im 
Jahre 1969 über dem halben Höchstbeitrag der Ar- 
beitnehmer liegt. Die Summe der so errechneten 
Durchschnittsbeiträge der Selbständigen würde für 
den Nachentrichtungszeitraum 1956 bis 1971 einen 
Betrag von rd. 27 740 DM ergeben. 



Abhängig 
Beschäftigte (halbe 
Höchstbeiträge) bei 
einem Beitragssatz 
von 17 No 

Selbständige 
(vergleichbare halbe 
Höchstbeiträge) bei 
einem Beitragssatz 
von 1 7 No 

Monats- 

beiträge 

1 Jahres- 
beiträge 

Monats- 

beiträge 

! Jahres- 
' beiträge 


DM 

DM 

DM 

1 DM 

1956 

64 

768 

93 

1 116 

1957 

64 

768 

93 

1 116 

1958 

64 

768 

93 

1 116 

1959 

68 

816 

99 

1 188 

1960 

72 

864 

104 

1 248 

1961 

76 

912 

110 

1 320 

1962 

81 

972 

118 

1 416 

1963 

85 

1 020 

123 

1 476 

1964 

93 

1 116 

135 

1 620 

1965 

102 

1 224 

148 

1 776 

1966 

110 

1 320 

160 

1 920 

^ 1967 

119 

1 418 

i 173 

2 076 

1968 

136 

1 632 

197 

2 364 

1969 

144 

1 728 

1 209 

2 508 

1970 

153 

1 836 

222 

2 664 

j 1971 

+. . . 

162 

1 938 

235 

2 820 



19 100 


27 744 


Es kann unterstellt werden, daß dieser Betrag 
von rd. 27 740 DM von den Selbständigen, die kurz 
vor oder im Rentenalter stehen und von der Nach- 
entrichtungsmöglichkeit Gebrauch machen, im Durch- 
schnitt aufgebracht wird. Die übrigen Selbständigen 
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werden voraussichtlich weniger Beiträge nachent- ' Modell A 16 Millionen DM 

richten. Um die Vorsicht der Schätzung zu erhöhen, | Modell B 27 Millionen DM 

wurde davon ausgegangen, daß alle Selbständigen j Modell C 38 Millionen DM 

im Durchschnitt rund die Hälfte von 27 740 DM, also i 


rd. 13 870 DM nachentrichten werden. i Ausgaben im 15. Jahr nach der Einführung (1986) 


Nach diesen Annahmen wäre bei den 3 verschiede- 
nen Modellen im Jahre 1971 mit folgenden Beiträ- 
gen aus der Nachentrichtung zu rechnen: 

Modell A = 680 Millionen DM 

Modell B -- 1 140 Millionen DM 

Modell C - 1 590 Millionen DM 

Da auch die Personen im Rentenalter zu einem ge- 
ringen Teil (angenommen rund 10 000 Personen) 
von der Möglichkeit der Nachentrichtung Gebrauch 
machen dürften, sind für diesen Personenkreis noch 
rund 100 Millionen DM hinzuzurechnen. 

Einnahmen aus der Nachentrichtung insgesamt: 


Modell A ... 780 Millionen DM 

Modell B 1 240 Millionen DM 

Modell C 1 690 Millionen DM 


2. Ansprüche durch Nachentrichtung 
Ausgaben im Jahre der Einführung (1971) 

Ini Jahre der Einführung ist mit einer gewissen 
Zahl von Anträgen zu rechnen von seiten derer, die 
durch Nachentrichtung von Beiträgen die Vorausset- 
zungen für die Gewährung einer Rentenleistung er- 
füllen können. 

Unter B.IlI.l. wurde angenommen, daß bei 

Modell A 49 200 

Modell B 82 000 

Modell C 114 800 

Personen Beiträge nachentrichtet haben. 

Unterstellt man, daß 10 Vo dieses Personenkreises 
bereits im Jahre der Einführung einen Rentenan- 
spruch wegen Erreichen der Altersgrenze oder we- 
gen Invalidität geltend machen kann, so ist mit fol- 
genden Rentenanträgen sofort zu rechnen: 


Modell A 4 900 

Modell B 8 200 

Modell C 1 1 500 


Sofern ein Rentenanspruch wegen Erreichen der 
Altersgrenze erworben ist, müssen 15 Jahre Beiträge 
nachentrichtet worden sein. 

Unterstellt man, daß es sich in allen Fällen um 
einen Rentenanspruch wegen Erreichen der Alters- 
grenze handelt und sogar jeweils 27 740 DM an Bei- 
trägen von diesen Personen im Durchschnitt nach- 
entrichtet wurden, so würden im Jahre der Einfüh- 
rung (1971) die Kosten betragen ^): 

0 R ^ (P X B) X (J X St) 

Da das Durchschnittseinkommen der Selbständigen 
nicht bekannt ist, wird für die durchschnittliche per- 
sönliche Bemessungsgrundlage das Verhältnis der 
Durchschnittsbeiträge der Selbständigen zum Durch- 
schnittsbeitrag der Arbeitnehmer - — wie es sich nach 
der Einkommensschichtung für das Jahr 1969 ergeben 
würde — angenommen 

R = (124 X 10 970) X (15 X 1,5) = 3 061 DM jährlich 

— 255 DM monatlich. 

Falls ein Teil dieses Personenkreises auch Berufs- 
oder Erwerbsunfähigkeitsrente erhielte, würde sich 
der Aufwand nur geringfügig erhöhen. 


Es wird unterstellt, daß im Jahre 1986 90 ^/o der 
Fälle, die von der Möglichkeit der Nachentrichtung 
Gebrauch gemacht haben, eine Rente beziehen. 

Aus der Nachentrichtung werden nach obigen An- 
nahmen (Beitragsnachentrichtung im Durchschnitt 
pro Person rd. 13 870 DM, vgl. b 1.) im Jahre 1986 
folgende Rentenansprüche entstehen: 


Modell A 177 Millionen DM 

Modell B 296 Millionen DM 

Modell C 414 Millionen DM 


Rentenausgaben aus der Nachentrichtung Perso- 
nenkreis B|. 

Unter a 3. wurde für die Rentenansprüche im Jahre 
1986 nur die Altersklasse der heute 50- bis 55jäh- 
rigen berücksichtigt. Es kommt jedoch ein Teil der 
heute über 55jährigen hinzu, nämlich insoweit er 
mindestens 7 Jahre Beiträge entrichtet hat, um zu- 
sammen mit der Nachentrichtung auf insgesamt 
15 Versicherungsjahre zu kommen. Unterstellt man, 
daß von dem Personenkreis, für den oben Renten- 
ansprüche aus der Nachentrichtung berechnet wur- 
den, rund “/3 heute in der Altersklasse 55 bis 65 
sind, so sind für diesen Personenkreis noch zusätz- 
lich 7 Versicherungsjahre hinzuzurechnen. Hinzu 
kommt hiernach: 

Modell A 102 Millionen DM 

Modell B 170 Millionen DM 

Modell C 239 Millionen DM 

Rentenausgaben aus inzwischen erfolgter Pflicht- 
versicherung = Personenkreis B.». 

3. Ergebnisse der Einnahmen- und Ausgabenrech- 
nung unter Berücksichtigung der Nachentrichtung 
von Beiträgen 

Im Jahre der Einführung (1971) 

Modell Modell Modell 
ABC 
in Millionen DM 


Einnahmen 


— laufende Einnahmen . . 

650 

1 080 

1 510 

— Einnahmen aus der 
Nachentrichtung von 
Beiträgen 

780 

1 240 

1 690 


insgesamt . . . 

1 430 

2 320 

3 200 

Ausgaben 




— ohne Ansprüche durch 
Nachentrichtung .... 

— . 

— 

— 

- — Ansprüche durch Nach- 
entrichtung 

16 

27 

38 

insgesamt . . . 

16 

27 

38 

Finanzierungsüberschuß . . 

1 414 

2 293 

3 162 
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Im 15. Jahr nach der Einführung (1986) 

Modell Modell Modell 
A C B 

in Mrd. DM 


Einnahmen 
(laufende Einnahmen) 

1,20 

2,10 

2,90 

Ausgaben 




— ohne Ansprüche durch 
Nachentrichtung .... 

0,19 

0,32 

0,44 

— Ansprüche durch Nach- 
entrichtung 

0,18 

0,10 

0,30 

0,17 

0,41 

0,24 

insgesamt . . . 

0,47 

0,79 

1,09 

Finanzierungsüberschuß . . 

+ 0,73 

+ 1,31 

+ 1,81 


Im 30. Jahr nach der Einführung (2001) 

[Die in a) 4. ohne die finanziellen Auswirkungen 
der Nachentrichtung von Beiträgen dargestellten 
Ergebnisse der Einnahmen- und Ausgabenrechnung 
für das 30. Jahr nach der Einführung gelten hier 
entsprechend, da die Ansprüche durch Nachent- 
richtung zu diesem Zeitpunkt praktisch keine Be- 
deutung mehr haben] 



Modell 

Modell 

Modell 


A 

B 

C 


in 

Mrd. DM 


Einnahmen 

. . 2,90 

4,80 

6,70 

Ausgaben 

. . 3,67 

6,11 

8,55 

Finanzierungsdefizit . . 

..-0,77 

-1,31 - 

-1,85 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 enthält Änderungen der Gesetze über die 
gesetzlichen Rentenversicherungen. Die Vorschrift 
umfaßt Dauerregelungen; Ubergangsvorschriften 
sind in Artikel 2 verwiesen. 

Zu§ 1 

Die Vorschrift enthält die notwendigen Änderun- 
gen der Reichsversicherungsordnung. 

Zu Nummer 1 

a) Selbständige, die innerhalb von zwei Jahren 
nach Aufnahme der selbständigen Erwerbstätig- 
keit oder dem Ende einer vorausgegangenen 
Versicherungspflicht die Versicherung beantra- 
gen, werden in den versicherungspflichtigen Per- 
sonenkreis einbezogen. Das bedeutet, daß sie 
dann grundsätzlich die gleichen Rechte und 
Pflichten haben, wie alle übrigen pflichtversicher- 
ten Personen. 

Das Antragsrecht steht grundsätzlich allen Selb- 
ständigen ZU; insbesondere also den Gewerbe- 
, treibenden und den Angehörigen der freien Be- 


rufe. Auch Schriftsteller, bildende Künstler, frei- 
beruflich tätige Journalisten können in die Ren- 
tenversicherung eintreten. Unterliegen selbstän- 
dig Erwerbstätige bereits bisher der Versiche- 
i rungspflicht, so hat es dabei sein Bewenden. 

Auch für Handwerker gilt der vorliegende Ge- 
I setzentwurf nicht (vgl. nachfolgend unter b). 

I Selbständige, die nach diesem Gesetzentwurf die 

I Versicherung beantragen, gehören der Renten- 

: Versicherung der Arbeiter an, wenn sie vor Auf- 

nahme der selbständigen Erwerbstäligkeit den 
letzten Beitrag zu dieser Versicherung geleistet 
haben. Haben sie den letzten Beitrag zur Renten- 
j Versicherung der Angestellten oder zur knapp- 

I schaftlichen Rentenversicherung geleistet, so ge- 

I hören sie der Rentenversicherung der Angestell- 

! ten an. Waren sie vor Aufnahme der selbstän- 

I digen Erwerbstätigkeit niemals in einer der ge- 

setzlichen Rentenversicherungen versichert, so 
gehören sie ebenfalls der Rentenversicherung 
der Angestellten an (vgl. Artikel 1 § 2). 

b) Der vorliegende Gesetzentwurf betrifft nicht 
Handwerker. Für sie verbleibt es bei der Rege- 
lung nach dem Handwerkerversicherungsgesetz. 
Dabei spielt es keine Rolle, ob sie aufgrund 
des Handwerkerversicherungsgesetzes versiche- 
rungspflichtig, versicherungsfrei oder von der 
Versicherungspflicht befreit sind. 

c) Zuständig für die Entscheidung über den Antrag 
auf Versicherung ist der Versicherungsträger, in 
dessen Bezirk der Selbständige seinen Wohnsitz 
hat. 

d) Die Versicherungspflicht für Selbständige be- 
ginnt mit dem Ersten des Antragsmonats; damit 
ist für den Fall des Wechsels von unselbständi- 
ger in selbständige Tätigkeit die Möglichkeit 
einer lückenlosen Versicherung gegeben. 

Die Versicherungspflicht endet mit dem Letzten 
des Monats, in dem eine selbständige Erwerbs- 
tätigkeit nicht mehr ausgeübt wird. Das bedeu- 
tet, daß ein „Austritt" aus der durch den Antrag 
begründeten Versicherungspflicht nicht möglich 
ist, solange vor dem Versicherungsfall die selb- 
ständige Erwerbstätigkeit weiterhin ausgeübt 
wird. Eine derartige Möglichkeit würde mit dem 
Grundsatz gleicher Rechte und gleicher Pflichten 
aller Versicherten nicht in Einklang stehen. 

Zu Nummer 2 

j Die Vorschrift stellt klar, daß keine Erwerbsunfähig- 
keit vorliegt, solange eine selbständige Erwerbs- 
tätigkeit tatsächlich ausgeübt wird. 

Zu Nummer 3 

Die Vorschrift verbessert die Voraussetzungen für 
die Anrechnung von Ersatzzeiten. Sie gilt nicht nur 
für Selbständige, die die Versicherung nach diesem 
Gesetzentwurf beantragen, sondern für alle Ver- 
sicherten. 

Nach geltendem Recht ist Voraussetzung für die An- 
rechnung von Ersatzzeiten in den wesentlichen Fäl- 
len Versicherungspflicht entweder vor oder inner- 
halb von drei Jahren nach der Ersatzzeit. Diese Vor- 
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aussetzungen haben eine nicht unerhebliche Zahl 
von Versicherten nicht erfüllt. Selbständigen, die 
die Versicherung nach diesem Gesetzentwurf bean- 
tragen, wäre die Erfüllung dieser Voraussetzungen 
in der Regel sogar unmöglich. 

Der Entwurf sieht daher die Anrechnung von Ersatz- 
zeiten zusätzlich zu den bisherigen Fällen auch dann 
vor, wenn die sog. Halbdeckung erreicht ist — d. h. 
die Zeit vom Beginn der Versicherung bis zum Ein- 
tritt des Versicherungsfalles mindestens zur Hälfte 
mit Pflichtbeiträgen belegt ist. Damit nimmt der 
Entwurf ein Kriterium auf, das bisher schon für die 
Anrechnung von Ausfallzeiten gegolten hat und 
kommt so zu einer weitgehenden Angleichung der 
Voraussetzungen für die Anrechnung dieser beiden 
Arten von beitragslosen Zeiten. 

Zu Nummer 4 

a) Aus den gleichen Gründen, die für eine erleich- 
terte Anrechnung von Ersatzzeiten sprechen, be- 
seitigt der Entwurf das Erfordernis des Pflicht- 
anschlußbeitrages für die Anerkennung von Aus- 
bildungszeiten als Ausfallzeiten. Voraussetzung 
für diesen wichtigen Fall der Ausfallzeit ist da- 
her in Zukunft nur noch die sog. Halbdeckung 
(§ 1259 Abs. 3 RVO). Für alle übrigen Ausfall- 
zeiten gilt schon bisher das gleiche. 

b) Die Vorschrift enthält eine besondere Regelung 
für die Anerkennung von Krankheit und Schwan- 
gerschaft als Ausfallzeit bei Selbständigen. Sie 
ist einer entsprechenden Regelung des Handwer- 
kerversicherungsgesetzes nachgebildet. 

Zu Nummer 5 

a) Für die Berechnung der Beiträge der Selbständi- 
gen, die nach diesem Gesetzentwurf die Versiche- 
rung beantragen, ist das Bruttoarbeitseinkom- 
men maßgebend. 

b) Die Beiträge sind von den versicherten Selb- 
ständigen allein zu tragen; sie zahlen also gleich- 
sam „Arbeitgeber-" und „Arbeitnehmeranteil". 

Zu Nummer 6 

Die Leistung einkommensgerechter Beiträge setzt 
die Kenntnis des Bruttoeinkommens voraus. In vie- 
len Fällen ist dies bei Selbständigen erst zum Jah- 
resende möglich. Der Entwurf sieht daher vor, daß 
die Beiträge für ein Kalenderjahr spätestens bis 
zum Jahresende zu entrichten sind. 

Der neueingefügte § 1405 a Abs. 2 will die Bereit- 
schaft, die Versicherung zu beantragen, dadurch ver- 
größern, daß Selbständige in den ersten drei Kalen- 
derjahren nur jeden zweiten Monat einen Beitrag zu 
entrichten brauchen. Erfahrungsgemäß wird die Bei- 
tragsbelastung in den Anfangsjahren des Aufbaus 
einer selbständigen Existenz als besonders drückend 
empfunden. Selbstverständlich wird die persönliche 
Bemessungsgrundlage und damit die spätere Rente 
gemindert, wenn nur jeden zweiten Monat ein Bei- 
trag gezahlt wird. Bei einem Zeitraum von drei Jah- 
ren, der im Verhältnis zur durchschnittlichen Ver- 
sicherungsdauer gering ist, ist dies jedoch sozial- 
politisch unbedenklich. 


Zu § 2 

§ 2 enthält die entsprechenden Regelungen für die 
Angestelltenversicherung. Auf die Erläuterungen zu 
§ 1 wird verwiesen. 

Lediglich Nummer 2 stellt eine Besonderheit gegen- 
über der Regelung in der Arbeiterrentenversiche- 
rung dar: Die Nachversicherung von Personen, die 
einer öffentlich-rechtlichen Versicherungs- oder Ver- 
sorgungseinrichtung ihrer Berufsgruppe angehören, 
ist heute nur in der gesetzlichen Rentenversicherung 
möglich. Der Entwurf schafft die Möglichkeit, die 
Nachversicherung auf Wunsch auch bei der öffent- 
lichen-rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungs- 
einrichtung durchzuführen. Die Vorschrift hat vor 
allem für Ärzte, die aus dem Beamtenverhältnis aus- 
scheiden, Bedeutung. 

Zu § 3 

Die Vorschrift regelt die Voraussetzungen für die 
Anrechnung von Ersatz- und Ausfallzeiten in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung in gleicher 
Weise wie bei der Rentenversicherung der Arbeiter 
und Angestellten. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 enthält übergansgregelungen. 

Zu § 1 

Die Vorschrift umfaßt die notwendigen Übergangs- 
regelungen in der Rentenversicherung der Arbeiter. 

Zu Nummer 1 

Auch für die bereits selbständig Erwerbstätigen 
beträgt die Frist für den Antrag auf Versicherung 
2 Jahre. 

Zu Nummer 2 

Die Vorschrift will allen derzeit Pflichtversicherten 
und nach diesem Gesetzentwurf in die Versicherung 
Eintretenden die Anrechnung von Ersatzzeiten er- 
möglichen. Trotz des neu eingeführten Kriteriums 
der Halbdeckung (vgl. Artikel 1 § 1 Nr. 3 dieses 
Entwurfs), wäre dies ohne Übergangsvorschrift in 
manchen Fällen nicht zu erreichen. Beispielsweise 
könnte ein Selbständiger, der etwa im Jahre 1927 
für kurze Zeit versicherungspflichtig war, heute die 
Halbdeckung nicht mehr erlangen, übergangsweise 
soll daher die Halbdeckung auch dann als erfüllt 
gelten, wenn die Zeit vom 1. Januar 1972 bis zum 
Versicherungsfall zur Hälfte mindestens fünf Jahre, 
mit Pflichtbeiträgen belegt ist. Auch die Vorschrift 
des Entwurfs gilt für sämtliche Versicherten — Ar- 
beitnehmer und Selbständige — in gleicher Weise. 

§ 9 a Abs. 2 sieht bei Personen, die über 60 Jahre 
alt sind und von der Nachentrichtungsmöglichkeit 
von Beiträgen nach diesem Entwurf Gebrauch ma- 
chen, von allen weiteren Voraussetzungen für die 
Anrechnung von Ersatzzeiten ab. Allerdings werden 
in diesem Fall beitragslose Zeiten nur bis zur Dauer 
der mit Beiträgen belegten Zeiten angerechnet. 
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Zu Nummer 3 

Die Vorschrift enthält eine Übergangsregelung für 
die Anrechnung von Ausfallzeiten, die derjenigen 
für Ersatzzeiten entspricht. 

Zu Nummer 4 

Auch die Anrechnung von Zurechnungszeiten wird 
übergangsweise im Grundsatz ebenso geregelt, wie 
die Anrechnung von Ersatz- und Ausfallzeiten. 
Durch die Nachentrichtung von Beiträgen kann je- 
doch eine Zurechnungszeit nicht erlangt werden. 

Zu Nummer 5 

Die Vorschrift gibt die Möglichkeit für die Zeit einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit Beiträge nachzuent- 
richten. Die Nachentrichtungsmöglichkeit steht Per- 
sonen offen, die 

a) die selbständige Tätigkeit gegen eine unselb- 
ständige vertauscht haben und heute versiche- 
rungspflichtig sind oder 

b) auch heute selbständig sind und die Versiche- 
rung nach diesem Gesetzentwurf beantragen 
oder 

c) eine selbständige Erwerbstätigkeit von nicht un- 
erheblicher Dauer (fünf Jahre) auf gegeben haben 
sowie deren Witwe oder Witwer. 

Die CDU/CSU-Fraktion würde es sozialpolitisch 
nicht für richtig halten, ehemals Selbständige, die 
heute bereits „im Ruhestand" leben, von der Nach- 
entrichtungsmöglicbkeit auszuscbließen. Diese Per- 
sonen würden das mit Recht als Härte gegenüber 
älteren, aber noch aktiv tätigen Selbständigen be- 
trachten. 

Wird aber die Nachentrichtung ehemals Selbständi- 
gen gestattet, so erscheint es gerecht, sie auch deren 
Witwe oder Witwer zu ermöglichen. Oft beruht es 
beispielsweise auf Zufälligkeiten, ob der Gewerbe- 
betrieb eines Ehepaares auf den Namen des Ehe- 
mannes oder der Ehefrau eingetragen ist. Witwe 
oder Witwer schaffen sich durch die Nachentrichtung 
nach der vorliegenden Bestimmung eine eigene 
Rente, nicht eine Witwen- oder Witwerrente. 

Die nachentrichteten Beiträge haben den Charakter 
von freiwilligen Beiträgen. Dies ist angesichts der 
Neuregelung für die Anrechnung beitragsloser Zei- 
ten auch für die Nachentrichtenden unbedenklich. 

Die Versicherungsträger können Teilzahlungen bis 
zu fünf Jahren zulassen und auf diese Weise die 
Nachentrichtung erleichtern. 

Zu § 2 

§ 2 enthält die entsprechenden Regelungen für die 
Angestelltenversicherung. Auf die Begründung zu 
§ 1 wird Bezug genommen. 

Zu Artikel 3 
Zu § 1 

Die „Stiftung für die Alterssicherung älterer Selb- 
ständiger" hat ausschließlich den Zweck, die nach 


diesem Gesetz eröffnete Nachentrichtung von Bei- 
trägen in Härtefällen durch finanzielle Zuwendun- 
gen zu erleichtern. Da es sich bei der Nacbentricb- 
tung um eine einmalige Möglichkeit handelt (vgl. 
Artikel 2 dieses Entwurfs) ist der Zweck der Stif- 
tung ein vorübergehender. Die Stiftung soll die ihr 
zur Verfügung stehenden Mittel in vollem Umfang 
für Zuwendungen zur Nachentrichtung von Beiträ- 
gen verwenden. Daher kann die Stiftung keine 
Dauereinrichtung sein (vgl. auch § 12). 

Da die Stiftung mit öffentlichen Mitteln arbeitet, ist 
für sie die Recbtsform einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts gewählt. 

Zu § 2 

Die Stiftung wird mit Bundesmitteln in Höhe von 
150 Millionen DM ausgestattet. Zur Begründung 
wird auf den allgemeinen Teil Bezug genommen. 
Der Betrag von 150 Millionen DM ist eine einmalige 
Summe, die je nach Haushaltstage des Bundes in 
Raten gezahlt werden kann. 

Die Stiftung ist berechtigt, Zuwendungen von dritter 
Seite anzunehmen. Damit wird die Möglichkeit ge- 
schaffen, die Mittel der Stiftung — etwa im Rahmen 
einer Aktion auf berufsständischer Ebene — aufzu- 
stocken. 


Zu § 3 

Absätze 1 und 2 grenzen den Kreis der zu fördern- 
den Personen ab. Der Gesetzentwurf bezweckt die 
soziale Absicherung einer selbständigen Erwerbs- 
tätigkeit. Eine erhebliche Beeinträchtigung der wirt- 
schaftlichen Existenz durch die Nachentrichtung von 
Beiträgen ist daher nicht mit dem Zweck des Gesetz- 
entwurfs vereinbar und deshalb auch als Abgren- 
zungskriterium vorgesehen. 

I Absatz 3 sieht vor, daß die Stiftung die nachzuent- 
richtenden Beiträge für den Versicherten unmittel- 
bar an den Träger der Rentenversicherung abführt. 
Die Vorschrift stellt klar, daß die Stiftung — je nach 
sozialer Dringlichkeit — den vollen Nachentrich- 
tungsbeitrag oder nur einen Teil desselben zur Ver- 
fügung stellen kann. 

Zu § 4 

Die vorgesehene Organisation der Stiftung ent- 
spricht dem üblichen Aufbau öffentlich-recbtlicber 
Stiftungen. 

Zu § 5 

Durch die Zusammensetzung des Stiftungsrats wird 
eine verantwortliche Mitwirkung der Verbände der 
Selbständigen erreicht. Der Entwurf folgt damit dem 
im sozialen Bereich bewährten Prinzip der Selbst- 
verwaltung. Da die Stiftung mit öffentlichen Mitteln 
arbeitet, ist auch eine Beteiligung von Vertretern 
des Bundes vorgesehen. 
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Zu § 6 

Da die Mittel der Stiftung begrenzt sind, muß vor 
Erlaß der Satzung ein abschließender Überblick 
über die gestellten Anforderungen bestehen. Der 
Entwurf sieht daher vor, daß Leistungen nur auf 
Antrag gewährt werden. Der Antrag muß bis zum 
30. Juni 1973 gestellt werden. Diese Frist ist eine 
Ausschlußfrist. 

Zu § 7 

Sobald die Stiftung einen Überblick über die gestell- 
ten Anforderungen besitzt, erläßt der Stiftungsrat 
eine Satzung, in der die Voraussetzungen der För- 
derung und die Höhe der Förderungsbeträge im ein- 
zelnen bestimmt werden. Dabei ist darauf zu ach- 
ten, daß die Summe der Förderungsbeträge die Mit- 
tel der Stiftung nicht übersteigt. Bei der Festsetzung 
der Voraussetzungen der Förderung sind ältere 
Personen bevorzugt zu berücksichtigen, die aus 
eigener Kraft infolge wirtschaftlicher Strukturände- 
rungen oder besonderer Kriegs- und Nachkriegsfol- 
gen keine Alterssicherung mehr erwerben können. 
Daraus folgt, daß keineswegs in allen Fällen der 
gleiche Betrag zu gewähren ist. Vielmehr richtet 
sich die Höhe der Beträge nach der sozialen Dring- 
lichkeit. 

Zu § 8 

Die Lastenausgleichsbank verfügt über einen Appa- 
rat, der ähnliche Aufgaben bereits mit Erfolg aus- 
geführt hat. 

Zu §§ 9 und 10 

Die Entscheidung über Anträge an die Stiftung 
stellt einen Verwaltungsakt dar. Das Verwaltungs- 
verfahren, einschließlich des Widerspruchsverfah- 
rens, ist in einer dem Zweck der Stiftung entspre- 
chenden Weise ausgestaltet. Durch die Einschaltung 
von Ausschüssen ist eine verantwortliche Beteili- 
gung der betroffenen Bürger möglich. 

Zu § 11 

Die Stiftung soll entsprechend ihrer Zwecksetzung 
der Aufsicht des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung unterstehen. 

Zu § 12 

Die Vorschrift stellt sicher, daß die Stiftung nicht zu 
einer Dauereinrichtung wird. Sie unterstreicht damit 


den Zweck der Stiftung, der in der Hilfe bei der ein- 
maligen Bereinigung eines sozialen Strukturpro- 
blems liegt. 

Zu Artikel 4 

Die Einbeziehung der Selbständigen in die gesetz- 
liche Rentenversicherung bedarf auf steuerlichem 
Gebiet einer Anpassung an die für Arbeitnehmer 
geltende Regelung. Durch Artikel 4 wird deshalb 
der Sonderausgabenabzug hinsichtlich der Pflicht- 
beiträge zur Rentenversicherung in gleicher Weise 
ausgestaltet wie für die Arbeitnehmer. 

Artikel 4 Nr. 1 Buchstabe a bestimmt, daß die von 
den Selbständigen entrichteten Pflichtbeiträge zur 
Hälfte als Sonderausgaben abgezogen werden kön- 
nen. Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, 
daß die Pflichtbeiträge der Arbeitnehmer zur Hälfte 
durch den gesetzlichen Arbeitgeberanteil aufge- 
bracht werden, der heim Arbeitnehmer nicht der 
Einkommensteuer (Lohnsteuer) unterliegt. 

Soweit die Pflichtbeiträge nach der neuen Vorschrift 
abgezogen werden, vermindert sich entsprechend 
der bisherigen Regelung für Arbeitnehmer (§ 10 
Abs. 3 Ziff. 2 Buchstabe d letzter Halbsatz EStG) 
der Vorwegabzug von 1 000 DM bzw. 2 000 DM um 
die abgezogenen Beiträge (Artikel 4 Nr. 1 Buch- 
stabe b), 

Die vorstehenden Änderungen sollen zusammen mit 
dem Gesetz am 1. Januar 1971 in Kraft treten (Arti- 
kel 4 Nr. 2). 


Zu Artikel 5 
Zu § 1 

Um den Verwaltungsaufwand zu begrenzen, kön- 
nen Leistungsverbesserungen in der Rentenversiche- 
rung, die sich aus der erleichterten Anrechnung bei- 
tragsloser Zeiten nach diesem Gesetzentwurf er- 
geben, nur auf Antrag festgestellt werden. Eine 
Feststellung von Amtswegen ist jedoch nicht aus- 
geschlossen. 

Zu § 2 

übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 3 

Um den Beteiligten Gelegenheit zu geben, sich auf 
die neue Regelung einzustellen, soll das Gesetz am 
1. Januar 1972 in Kraft treten. 
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